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EUROPA-MITTELMEER-ABKOMMEN 

ZUR GRÜNDUNG EINER ASSOZIATION 

ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT 

UND IHREN MITGLIEDSTAATEN EINERSEITS 

UND DER DEMOKRATISCHEN VOLKSREPUBLIK ALGERIEN ANDERERSEITS 
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DAS KÖNIGREICH BELGIEN, 

 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK, 

 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

 

DIE HELLENISCHE REPUBLIK, 

 

DAS KÖNIGREICH SPANIEN, 

 

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK, 

 

IRLAND, 

 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK, 

 

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG, 

 

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH, 

 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

 

DIE REPUBLIK FINNLAND, 

 

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN, 

 

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND, 
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Vertragsparteien des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, im Folgenden "Mit-

gliedstaaten" genannt, und 

 

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, im Folgenden "Gemeinschaft" genannt, 

 

einerseits und 

 

DIE DEMOKRATISCHE VOLKSREPUBLIK ALGERIEN, im Folgenden "Algerien" genannt, 

 

andererseits, 

 

IN ANBETRACHT der Nähe und der gegenseitigen Abhängigkeit zwischen der Gemeinschaft, 

ihren Mitgliedstaaten und Algerien, die auf historischen Bindungen und gemeinsamen Wert-

vorstellungen beruhen, 

 

IN DER ERWÄGUNG, dass die Gemeinschaft, ihre Mitgliedstaaten und Algerien diese Bindungen 

stärken und dauerhafte Beziehungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, der Solidarität, der 

Partnerschaft und der Entwicklungszusammenarbeit aufnehmen wollen, 

 

IN ANBETRACHT der Bedeutung, die die Vertragsparteien der Wahrung der Grundsätze der 

Charta der Vereinten Nationen und insbesondere der Achtung der Menschenrechte und der politi-

schen und wirtschaftlichen Freiheiten beimessen, die die eigentliche Grundlage der Assoziation bil-

den, 

 

EINGEDENK zum einen der Bedeutung von Beziehungen in einem umfassenden Rahmen Europa-

Mittelmeer und zum anderen des Ziels der Integration der Maghreb-Länder untereinander, 

 

IN DEM WUNSCH, die Ziele ihrer Assoziation in vollem Umfang zu verwirklichen und zu diesem 

Zweck die einschlägigen Bestimmungen dieses Abkommens durchzuführen, um zu einer Annähe-

rung des wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsstands der Gemeinschaft und Algeriens zu 

gelangen, 
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EINGEDENK der Bedeutung dieses Abkommens, das auf der Gemeinsamkeit der Interessen, 

gegenseitigen Zugeständnissen, Zusammenarbeit und Dialog beruht, 

 

IN DEM WUNSCH, eine politische Koordinierung in bilateralen und internationalen Fragen von 

beiderseitigem Interesse einzurichten und zu vertiefen, 

 

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass der Terrorismus und das internationale organisierte Verbrechen die 

Verwirklichung der Ziele der Partnerschaft und die Stabilität in der Region gefährden, 

 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Bereitschaft der Gemeinschaft, Algerien in erheblichem 

Umfang in seinen Anstrengungen im Hinblick auf die Reform und die Anpassung der Wirtschaft 

sowie die soziale Entwicklung zu unterstützen, 

 

IN ANBETRACHT des Eintretens der Gemeinschaft und Algeriens für den Freihandel unter 

Beachtung der Rechte und Pflichten, die sich aus dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen in 

der Fassung der Uruguay-Runde ergeben, 

 

IN DEM WUNSCH, zur Verbesserung der Verständigung zwischen den Vertragsparteien eine 

durch einen regelmäßigen Dialog unterstützte Zusammenarbeit in wirtschaftlichen, wissenschaft-

lichen, technologischen, sozialen, kulturellen, audiovisuellen und Umweltfragen aufzunehmen, 

 

IN BESTÄTIGUNG der Tatsache, dass die Bestimmungen dieses Abkommens, die in den 

Geltungsbereich von Titel IV des Dritten Teils des Vertrages zur Gründung der Europäischen 

Gemeinschaft fallen, das Vereinigte Königreich und Irland als eigene Vertragsparteien und nicht als 

Mitgliedstaaten der Gemeinschaft binden, bis das Vereinigte Königreich bzw. Irland Algerien noti-

fiziert, dass es im Einklang mit dem Protokoll über die Position des Vereinigten Königreichs und 

Irlands im Anhang des Vertrages über die Europäische Union und des Vertrages zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaft nunmehr als Mitglied der Gemeinschaft gebunden ist; dies gilt im Ein-

klang mit dem diesen Verträgen beigefügten Protokoll über die Position Dänemarks auch für 

Dänemark, 
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IN DER ÜBERZEUGUNG, dass dieses Abkommen ein günstiger Rahmen für die Entfaltung einer 

auf Privatinitiative beruhenden Partnerschaft ist und ein Klima schafft, das für die Entwicklung 

ihrer Beziehungen in den Bereichen Wirtschaft, Handel und Investitionen förderlich ist, die für die 

Umstrukturierung der Wirtschaft und die technologische Modernisierung von wesentlicher Bedeu-

tung sind, 

 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

 

 

ARTIKEL 1 

 

(1)  Zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Algerien anderer-

seits wird eine Assoziation gegründet. 

 

(2)  Ziel dieses Abkommens ist es, 

 

einen geeigneten Rahmen für den politischen Dialog zwischen den Vertragsparteien zu schaf-

fen, der die Vertiefung ihrer Beziehungen und ihrer Zusammenarbeit in allen Bereichen 

ermöglicht, die sie für sachdienlich erachten; 

 

den Handel zu fördern, die Entwicklung ausgewogener wirtschaftlicher und sozialer Bezie-

hungen zwischen den Vertragsparteien zu gewährleisten und die Voraussetzungen für die 

schrittweise Liberalisierung des Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs zu schaffen; 

 

den Austausch von Menschen zu fördern, insbesondere im Rahmen von Verwaltungsverfah-

ren; 
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die Integration der Maghreb-Länder untereinander zu unterstützen und zu diesem Zweck den 

Handel und die Zusammenarbeit innerhalb des Maghreb sowie zwischen diesem und der 

Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten zu fördern; 

 

die wirtschaftliche, soziale, kulturelle und finanzielle Zusammenarbeit zu fördern. 

 

 

ARTIKEL 2 

 

Die Wahrung der Grundsätze der Demokratie und die Achtung der Menschenrechte, wie sie in der 

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte niedergelegt sind, von denen sich die Vertragsparteien 

in ihrer Innen- und Außenpolitik leiten lassen, sind wesentlicher Bestandteil dieses Abkommens. 

 

 

TITEL I 

 

POLITISCHER DIALOG 

 

 

ARTIKEL 3 

 

(1)  Zwischen den Vertragsparteien wird ein regelmäßiger politischer und sicherheits-politi-

scher Dialog eingerichtet. Er ermöglicht die Schaffung dauerhafter Solidaritätsbeziehungen 

zwischen den Partnern, die einen Beitrag zu Wohlstand, Stabilität und Sicherheit im Mittelmeer-

raum leisten und ein Klima der Verständigung und der Toleranz zwischen den Kulturen schaffen. 
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(2)  Mit dem politischen Dialog und der politischen Zusammenarbeit wird insbesondere an-

gestrebt, 

 

a) die Annäherung zwischen den Vertragsparteien durch Verbesserung der Verständigung und 

eine regelmäßige Koordinierung in internationalen Fragen von beiderseitigem Interesse zu 

erleichtern; 

 

b) den Vertragsparteien die Möglichkeit zu geben, den Standpunkt und die Interessen der ande-

ren Vertragspartei zu berücksichtigen; 

 

c) einen Beitrag zur Erhöhung der Sicherheit und der Stabilität in der Region Europa-Mittelmeer 

zu leisten; 

 

d) gemeinsame Initiativen zu ermöglichen. 

 

 

ARTIKEL 4 

 

Gegenstand des politischen Dialogs sind alle Fragen, die für die Vertragsparteien von beiderseiti-

gem Interesse sind, insbesondere die Voraussetzungen für die Gewährleistung von Frieden, Sicher-

heit und regionaler Entwicklung durch Unterstützung der Zusammenarbeit. 

 

 

ARTIKEL 5 

 

Der politische Dialog findet regelmäßig und sooft wie nötig statt, und zwar 

 

a) auf Ministerebene, vor allem im Assoziationsrat; 
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b) auf der Ebene hoher Beamter, die Algerien einerseits und die Präsidentschaft des Rates und 

die Kommission andererseits vertreten; 

 

c) durch volle Nutzung der diplomatischen Kanäle, einschließlich regelmäßiger Informations-

gespräche, Konsultationen bei internationalen Tagungen und Kontakten zwischen den diplo-

matischen Vertretern in Drittländern; 

 

d) gegebenenfalls in jeder sonstigen Form, mit der ein nützlicher Beitrag zur Intensivierung des 

politischen Dialogs und zur Steigerung seiner Effizienz geleistet werden kann. 

 

 

TITEL II 

 

FREIER WARENVERKEHR 

 

 

ARTIKEL 6 

 

Während einer Übergangszeit von höchstens zwölf Jahren ab Inkrafttreten dieses Abkommens 

errichten die Gemeinschaft und Algerien nach Maßgabe dieses Titels und im Einklang mit den 

Bestimmungen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 (im Folgenden "GATT" 

genannt) und der anderen multilateralen Handelsübereinkünfte in der Anlage des Übereinkommens 

zur Errichtung der Welthandelsorganisation (im Folgenden "WTO" genannt) schrittweise eine Frei-

handelszone. 
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KAPITEL 1 

 

GEWERBLICHE WAREN 

 

 

ARTIKEL 7 

 

Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft und 

Algeriens, die unter die Kapitel 25 bis 97 der Kombinierten Nomenklatur und des algerischen Zoll-

tarifs fallen, mit Ausnahme der in Anhang 1 aufgeführten Waren. 

 

 

ARTIKEL 8 

 

Ursprungserzeugnisse Algeriens sind frei von Zöllen und Abgaben gleicher Wirkung zur Einfuhr in 

die Gemeinschaft zugelassen. 

 

 

ARTIKEL 9 

 

(1)  Die Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung Algeriens auf die Ursprungserzeug-

nisse der Gemeinschaft, die in Anhang 2 aufgeführt sind, werden bei Inkrafttreten des Abkommens 

beseitigt. 

 

(2)  Die Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung Algeriens auf die Ursprungserzeug-

nisse der Gemeinschaft, die in Anhang 3 aufgeführt sind, werden schrittweise nach folgendem Zeit-

plan abgebaut: 

 

Zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

80 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 
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drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

70 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

vier Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

60 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

40 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

sechs Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

20 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

sieben Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens werden die verbleibenden Zölle und 

Abgaben beseitigt. 

 

(3)  Die Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung Algeriens auf die Ursprungserzeug-

nisse der Gemeinschaft, die nicht in den Anhängen 2 und 3 aufgeführt sind, werden schrittweise 

nach folgendem Zeitplan abgebaut: 

 

Zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

90 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

80 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

vier Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

70 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 
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fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

60 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

sechs Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

50 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

sieben Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

40 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

acht Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

30 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

neun Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

20 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

zehn Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 

10 v.H. des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

elf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird jeder Zoll- oder Abgabensatz auf 5 v.H. 

des Ausgangssatzes gesenkt; 

 

zwölf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens werden die verbleibenden Zölle und Abga-

ben beseitigt. 
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(4)  Treten bei einer Ware ernste Schwierigkeiten auf, so kann der Zeitplan in Absatz 2 und 

3 vom Assoziationsausschuss einvernehmlich geändert werden mit der Maßgabe, dass der Zeitplan, 

um dessen Änderung ersucht wird, für die betreffende Ware nicht über die in Artikel 6 vorgesehene 

Übergangszeit hinaus verlängert wird. Hat der Assoziationsausschuss innerhalb von 30 Tagen nach 

Eingang des Ersuchens Algeriens um Änderung des Zeitplans keinen Beschluss gefasst, so kann 

Algerien den Zeitplan für höchstens ein Jahr vorläufig aussetzen. 

 

(5)  Für jede Ware gilt als Ausgangssatz, von dem aus die in den Absätzen 2 und 3 vorgese-

henen schrittweisen Senkungen vorgenommen werden, der in Artikel 18 genannte Satz. 

 

 

ARTIKEL 10 

 

Die Bestimmungen über die Beseitigung der Einfuhrzölle gelten auch für Finanzzölle. 

 

 

ARTIKEL 11 

 

(1)  Algerien kann befristete Ausnahmeregelungen zu Artikel 9 in Form höherer oder wieder 

eingeführter Zollsätze treffen. 

 

Diese Regelungen dürfen nur neue und junge Industrien oder bestimmte Wirtschaftszweige betref-

fen, die eine Umstrukturierung erfahren oder ernsten Schwierigkeiten gegenüberstehen, insbeson-

dere wenn diese Schwierigkeiten ernste soziale Probleme hervorrufen. 
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Die mit diesen Ausnahmeregelungen eingeführten Einfuhrzollsätze Algeriens für Ursprungserzeug-

nisse der Gemeinschaft dürfen 25 v.H. des Wertes nicht übersteigen und müssen den Ursprungs-

erzeugnissen der Gemeinschaft weiterhin eine Präferenz sichern. Der Gesamtwert der Einfuhren der 

Waren, für die diese Regelungen gelten, darf 15 v.H. der Gesamteinfuhren gewerblicher Waren aus 

der Gemeinschaft während des letzten Jahres, für das Statistiken vorliegen, nicht übersteigen. 

 

Diese Regelungen gelten höchstens fünf Jahre, sofern nicht der Assoziationsausschuss eine längere 

Laufzeit gestattet. Sie treten spätestens bei Ablauf der in Artikel 6 vorgesehenen längstmöglichen 

Übergangszeit außer Kraft. 

 

Derartige Regelungen dürfen für eine Ware nicht getroffen werden, wenn seit der Beseitigung 

sämtlicher Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen und Abgaben oder Maßnahmen gleicher 

Wirkung für diese Ware mehr als drei Jahre vergangen sind. 

 

Algerien unterrichtet den Assoziationsausschuss über die Ausnahmeregelungen, die es zu treffen 

beabsichtigt; auf Ersuchen der Gemeinschaft finden vor ihrer Anwendung Konsultationen über die 

betreffenden Regelungen und Wirtschaftszweige statt. Bei Einführung der Regelungen legt Alge-

rien dem Assoziationsausschuss einen Zeitplan für die Beseitigung der nach diesem Artikel einge-

führten Zölle vor. Nach diesem Zeitplan muss der schrittweise Abbau dieser Zölle in gleichen jähr-

lichen Schritten spätestens am Ende des zweiten Jahres nach ihrer Einführung beginnen. Der Asso-

ziationsausschuss kann einen anderen Zeitplan beschließen. 

 

(2)  Abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 4 kann der Assoziationsausschuss Algerien aus-

nahmsweise gestatten, bereits nach Absatz 1 getroffene Regelungen über die in Artikel 6 vorgese-

hene Übergangszeit hinaus für höchstens drei Jahre aufrechtzuerhalten, um den mit dem Aufbau 

einer neuen Industrie verbundenen Schwierigkeiten Rechnung zu tragen. 
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KAPITEL 2 

 

LANDWIRTSCHAFTLICHE ERZEUGNISSE, FISCHEREIERZEUGNISSE UND 

LANDWIRTSCHAFTLICHE VERARBEITUNGSERZEUGNISSE 

 

 

ARTIKEL 12 

 

Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft und 

Algeriens, die unter die Kapitel 1 bis 24 der Kombinierten Nomenklatur und des algerischen Zoll-

tarifs fallen, und für die in Anhang 1 aufgeführten Waren. 

 

 

ARTIKEL 13 

 

Die Gemeinschaft und Algerien liberalisieren schrittweise ihren Handel mit den landwirtschaft-

lichen Erzeugnissen, Fischereierzeugnissen und landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, 

die für beide Vertragsparteien von Interesse sind. 

 

 

ARTIKEL 14 

 

(1)  Für die in Protokoll Nr. 1 aufgeführten landwirtschaftlichen Erzeugnisse mit Ursprung 

in Algerien gelten bei der Einfuhr in die Gemeinschaft die Regelungen dieses Protokolls. 
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(2)  Für die in Protokoll Nr. 2 aufgeführten landwirtschaftlichen Erzeugnisse mit Ursprung 

in der Gemeinschaft gelten bei der Einfuhr nach Algerien die Regelungen dieses Protokolls. 

 

(3)  Für die in Protokoll Nr. 3 aufgeführten Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Algerien 

gelten bei der Einfuhr in die Gemeinschaft die Regelungen dieses Protokolls. 

 

(4)  Für die in Protokoll Nr. 4 aufgeführten Fischereierzeugnisse mit Ursprung in der 

Gemeinschaft gelten bei der Einfuhr nach Algerien die Regelungen dieses Protokolls. 

 

(5)  Für den Handel mit den unter dieses Kapitel fallenden landwirtschaftlichen Verarbei-

tungserzeugnissen gelten die Regelungen des Protokolls Nr. 5. 

 

 

ARTIKEL 15 

 

(1)  Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens prüfen die Gemeinschaft und Algerien 

die Lage und legen die Maßnahmen fest, die von der Gemeinschaft und Algerien nach dem sechsten 

Jahr nach Inkrafttreten dieses Abkommens anzuwenden sind, um das in Artikel 13 gesetzte Ziel zu 

erreichen. 

 

(2)  Unbeschadet des Absatzes 1 und unter Berücksichtigung des Volumens des Handels 

zwischen den beiden Vertragsparteien mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, Fischereierzeugnissen 

und landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen sowie deren besonderer Empfindlichkeit prü-

fen die Gemeinschaft und Algerien im Assoziationsrat regelmäßig für alle Erzeugnisse, welche 

weiteren Zugeständnisse auf der Grundlage der Gegenseitigkeit eingeräumt werden können. 
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ARTIKEL 16 

 

(1)  Wird im Rahmen der Durchführung der Agrarpolitik einer Vertragspartei eine Sonder-

regelung eingeführt oder eine geltende Regelung geändert oder werden die Bestimmungen über die 

Durchführung ihrer Agrarpolitik geändert oder erweitert, so kann die Gemeinschaft bzw. Algerien 

die Regelung dieses Abkommens für die betreffenden Erzeugnisse ändern. 

 

(2)  Die Vertragspartei, die die Änderung vornimmt, unterrichtet den Assoziationsausschuss. 

Auf Ersuchen der anderen Vertragspartei tritt der Assoziationsausschuss zusammen, um den 

Interessen dieser Vertragspartei in geeigneter Weise Rechnung zu tragen. 

 

(3)  Ändert die Gemeinschaft oder Algerien nach Absatz 1 die Regelung dieses Abkommens 

für landwirtschaftliche Erzeugnisse, so gewähren sie für die Einfuhr von Ursprungserzeugnissen der 

anderen Vertragspartei eine Vergünstigung, die mit der in diesem Abkommen vorgesehenen Ver-

günstigung vergleichbar ist. 

 

(4)  Jede Änderung einer Regelung dieses Abkommens ist auf Ersuchen der anderen Ver-

tragspartei Gegenstand von Konsultationen im Assoziationsrat. 
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KAPITEL 3 

 

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL 17 

 

(1)  Im Handel zwischen der Gemeinschaft und Algerien werden weder neue Einfuhr- oder 

Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung eingeführt noch die bei Inkrafttreten dieses 

Abkommens angewandten erhöht. 

 

(2)  Im Handel zwischen der Gemeinschaft und Algerien werden keine neuen mengen-

mäßigen Einfuhr- oder Ausfuhrbeschränkungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung eingeführt. 

 

(3)  Die bestehenden mengenmäßigen Einfuhr- oder Ausfuhrbeschränkungen und die Maß-

nahmen gleicher Wirkung im Handel zwischen Algerien und der Gemeinschaft werden bei Inkraft-

treten dieses Abkommens beseitigt. 

 

(4)  Algerien beseitigt spätestens am 1. Januar 2006 den vorläufigen Zusatzzoll auf die in 

Anhang 4 aufgeführten Waren. Dieser Zoll wird ab 1. Januar 2002 linear um jährlich 12 Punkte 

gesenkt. 

 

Für den Fall, dass in den Verpflichtungen, die Algerien bei seinem Beitritt zur WTO eingeht, für die 

Beseitigung dieses vorläufigen Zusatzzolls eine kürzere Frist vorgesehen ist, gilt diese Frist. 
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ARTIKEL 18 

 

(1)  Für jede Ware gilt als Ausgangssatz, von dem aus die in Artikel 9 Absätze 2 und 3 und 

in Artikel 14 vorgesehenen Senkungen vorgenommen werden, der Satz, der am 1. Januar 2002 tat-

sächlich gegenüber der Gemeinschaft angewandt wurde. 

 

(2)  Für den Fall, dass Algerien der WTO beitritt, ist der zwischen den Vertragsparteien 

anwendbare Einfuhrzollsatz der in der WTO gebundene Zollsatz oder der am Tag des Beitritts tat-

sächlich angewandte Zollsatz, falls dieser niedriger ist. Wird nach dem Beitritt Algeriens zur WTO 

eine Zollsenkung erga omnes vorgenommen, so findet der gesenkte Zollsatz Anwendung. 

 

(3)  Absatz 2 gilt für jede nach dem Tag des Abschlusses der Verhandlungen vorgenom-

mene Zollsenkung erga omnes.  

 

(4)  Die Vertragsparteien teilen einander ihre am 1. Januar 2002 angewandten Zollsätze mit. 

 

 

ARTIKEL 19 

 

Die Behandlung, die die Ursprungserzeugnisse Algeriens bei der Einfuhr in die Gemeinschaft 

erfahren, ist nicht günstiger als die Behandlung, die die Mitgliedstaaten einander gewähren. 

 

Die Bestimmungen dieses Abkommens gelten unbeschadet der Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 des 

Rates vom 26. Juni 1991 über die Anwendung der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf die 

Kanarischen Inseln. 
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ARTIKEL 20 

 

(1)  Die Vertragsparteien unterlassen interne steuerliche Maßnahmen und Praktiken, die die 

Erzeugnisse der einen Vertragspartei unmittelbar oder mittelbar gegenüber gleichartigen Erzeug-

nissen mit Ursprung im Gebiet der anderen Vertragspartei benachteiligen. 

 

(2)  Für die Waren, die in das Gebiet der anderen Vertragspartei ausgeführt werden, darf 

keine Erstattung interner indirekter Abgaben gewährt werden, die höher ist als die auf diese Waren 

unmittelbar oder mittelbar erhobenen indirekten Abgaben. 

 

 

ARTIKEL 21 

 

(1)  Dieses Abkommen steht der Aufrechterhaltung oder Errichtung von Zollunionen, Frei-

handelszonen oder Grenzverkehrsregelungen nicht entgegen, sofern diese keine Änderung der in 

diesem Abkommen vorgesehenen Handelsregelung bewirken. 

 

(2)  Im Assoziationsausschuss finden Konsultationen zwischen den Vertragsparteien statt 

über Übereinkünfte zur Errichtung von Zollunionen oder Freihandelszonen und auf Ersuchen über 

alle sonstigen wichtigen Fragen im Zusammenhang mit ihrer jeweiligen Handelspolitik gegenüber 

Drittstaaten. Konsultationen finden insbesondere im Falle des Beitritts eines Drittstaates zur Euro-

päischen Union statt, um zu gewährleisten, dass den in diesem Abkommen niedergelegten beider-

seitigen Interessen der Gemeinschaft und Algeriens Rechnung getragen wird. 
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ARTIKEL 22 

 

Stellt eine Vertragspartei im Handel mit der anderen Vertragspartei Dumping im Sinne des Artikels 

VI des GATT fest, so kann sie im Einklang mit dem WTO-Übereinkommen zur Durchführung des 

Artikels VI des GATT und ihren einschlägigen internen Rechtsvorschriften unter den Voraus-

setzungen und nach den Verfahren des Artikels 26 geeignete Maßnahmen gegen diese Praktiken 

treffen. 

 

 

ARTIKEL 23 

 

Das WTO-Übereinkommen über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen findet zwischen den 

Vertragsparteien Anwendung. 

 

Stellt eine Vertragspartei im Handel mit der anderen Vertragspartei Subventionen im Sinne der 

Artikel VI und XVI des GATT fest, so kann sie im Einklang mit dem WTO-Übereinkommen über 

Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen und ihren einschlägigen internen Rechtsvorschriften 

geeignete Maßnahmen gegen diese Praktiken treffen. 

 

 

ARTIKEL 24 

 

(1)  Sofern in diesem Artikel nichts anderes bestimmt ist, finden Artikel XIX des GATT und 

das WTO-Übereinkommen über Schutzmaßnahmen zwischen den Vertragsparteien Anwendung. 
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(2)  Eine Vertragspartei, die Schritte im Hinblick auf die Anwendung einer Schutzmaß-

nahme einleitet oder einzuleiten beabsichtigt, unterrichtet unverzüglich den Assoziationsausschuss. 

Insbesondere übermittelt die Vertragspartei dem Assoziationsausschuss unverzüglich, spätestens 

jedoch eine Woche im Voraus, eine schriftliche Mitteilung mit allen zweckdienlichen Informatio-

nen über 

 

die Einleitung einer Untersuchung, 

 

das Endergebnis der Untersuchung. 

 

Diese Informationen müssen insbesondere eine Erläuterung des Verfahrens, nach dem die Unter-

suchung durchgeführt wird, und den Zeitplan für die Anhörungen und sonstigen geeigneten Gele-

genheiten enthalten, bei denen die interessierten Parteien ihren Standpunkt in der Sache darlegen 

können. Ferner übermittelt die Vertragspartei dem Assoziationsausschuss im Voraus eine schrift-

liche Mitteilung mit allen zweckdienlichen Informationen über den Beschluss, vorläufige Schutz-

maßnahmen anzuwenden; diese Mitteilung muss mindestens eine Woche vor der Anwendung dieser 

Maßnahmen eingehen. 

 

(3)  Die Vertragspartei, die beabsichtigt, Schutzmaßnahmen nach Artikel XIX des GATT 

und dem WTO-Übereinkommen über Schutzmaßnahmen anzuwenden, ersucht den Assoziations-

ausschuss zum Zeitpunkt der Mitteilung des Endergebnisses der Untersuchung und vor Anwendung 

dieser Maßnahmen um eine gründliche Prüfung der Lage, um eine für die Vertragsparteien annehm-

bare Lösung zu ermöglichen. 
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(4)  Um eine solche Lösung zu finden, halten die Vertragsparteien unverzüglich Konsultati-

onen im Assoziationsausschuss ab. Erzielen die Vertragsparteien innerhalb von 30 Tagen nach 

Beginn der Konsultationen keine Einigung über eine Lösung zur Vermeidung der Anwendung der 

Schutzmaßnahmen, so kann die Vertragspartei, die beabsichtigt, Schutzmaßnahmen anzuwenden, 

Artikel XIX des GATT und das WTO-Übereinkommen über Schutzmaßnahmen anwenden. 

 

(5)  Bei der Wahl der Schutzmaßnahmen nach diesem Artikel geben die Vertragsparteien 

den Maßnahmen den Vorrang, die die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens am wenigsten 

behindern. Diese Maßnahmen dürfen nicht über das für die Behebung der aufgetretenen Schwierig-

keiten Erforderliche hinausgehen und müssen die nach diesem Abkommen gewährte Präferenz auf-

rechterhalten. 

 

(6)  Die Vertragspartei, die beabsichtigt, Schutzmaßnahmen nach diesem Artikel anzuwen-

den, bietet der anderen Vertragspartei einen Ausgleich in Form einer Handelsliberalisierung für die 

Einfuhren aus dieser Vertragspartei an; dieser Ausgleich entspricht im Wesentlichen den nachtei-

ligen Auswirkungen auf den Handel, die diese Maßnahmen ab dem Zeitpunkt ihrer Anwendung für 

die andere Vertragspartei haben. Das Angebot wird vor Einführung der Schutzmaßnahme und 

gleichzeitig mit der Unterrichtung und Befassung des Assoziationsausschusses nach Absatz 3 dieses 

Artikels unterbreitet. Ist das Ausgleichsangebot nach Auffassung der Vertragspartei, für deren Ware 

die Schutzmaßnahme eingeführt werden soll, nicht zufrieden stellend, so können die Vertrags-

parteien in den Konsultationen nach Absatz 3 eine andere Form des Handelsausgleichs vereinbaren. 

 

(7)  Erzielen die Vertragsparteien innerhalb von 30 Tagen nach Beginn der Konsultationen 

keine Einigung über den Ausgleich, so kann die Vertragspartei, auf deren Ware die Schutz-

maßnahme angewandt wird, zolltarifliche Ausgleichsmaßnahmen mit Auswirkungen auf den Han-

del treffen, die im Wesentlichen der nach diesem Artikel getroffenen Schutzmaßnahme entspre-

chen. 
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ARTIKEL 25 

 

Führt die Befolgung des Artikels 17 Absatz 3 

 

i) zu einer Wiederausfuhr in einen Drittstaat, dem gegenüber die ausführende Vertragspartei für 

die betreffende Ware mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen, Ausfuhrzölle oder Maßnah-

men bzw. Abgaben gleicher Wirkung aufrechterhält, oder 

 

ii) zu einer ernsten Verknappung oder zur Gefahr einer ernsten Verknappung bei einer für die 

ausführende Vertragspartei wesentlichen Ware 

 

und verursacht dies der ausführenden Vertragspartei erhebliche Schwierigkeiten oder droht dies der 

ausführenden Vertragspartei erhebliche Schwierigkeiten zu verursachen, so kann diese Vertrags-

partei unter den Voraussetzungen und nach den Verfahren des Artikels 26 geeignete Maßnahmen 

treffen. Diese Maßnahmen dürfen nicht diskriminierend sein und sind aufzuheben, wenn die 

Umstände ihre Aufrechterhaltung nicht länger rechtfertigen. 

 

 

ARTIKEL 26 

 

(1)  Führt die Gemeinschaft oder Algerien für die Einfuhren von Waren, die die in Arti-

kel 24 genannten Schwierigkeiten hervorrufen könnten, ein Verwaltungs-verfahren ein, um schnell 

Informationen über die Entwicklung der Handelsströme zu erhalten, so teilen sie dies der anderen 

Vertragspartei mit. 
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Die Gemeinschaft bzw. Algerien stellt dem Assoziationsausschuss in den Fällen der Artikel 22 und 

25 vor Einführung der darin vorgesehenen Maßnahmen oder in den Fällen des Absatzes 2 Buch-

stabe c dieses Artikels so bald wie möglich alle zweckdienlichen Angaben zur Verfügung, um eine 

für beide Vertragsparteien annehmbare Lösung zu ermöglichen. 

 

Der Vorrang ist den Maßnahmen zu geben, die das Funktionieren dieses Abkommens am wenigsten 

beeinträchtigen. 

 

(2)  Für die Durchführung des Absatzes 1 Unterabsatz 2 gilt Folgendes: 

 

a) Im Falle des Artikels 22 wird die ausführende Vertragspartei über den Dumpingfall unter-

richtet, sobald die Behörden der einführenden Vertragspartei eine Untersuchung eingeleitet 

haben. Ist innerhalb von 30 Tagen nach der Notifizierung des Falles das Dumping im Sinne 

des Artikels VI des GATT nicht abgestellt oder keine andere zufrieden stellende Lösung 

erreicht worden, so kann die einführende Vertragspartei geeignete Maßnahmen treffen. 

 

b) Im Falle des Artikels 25 wird der Assoziationsausschuss mit der Prüfung der Schwierigkeiten 

befasst, die sich aus der darin beschriebenen Lage ergeben. 

 

Der Assoziationsausschuss kann die für die Behebung der Schwierigkeiten erforderlichen 

Beschlüsse fassen. Hat er innerhalb von 30 Tagen nach seiner Befassung mit der Angelegen-

heit keinen Beschluss gefasst, so kann die ausführende Vertragspartei geeignete Maßnahmen 

auf die Ausfuhr der betreffenden Ware anwenden. 
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c) Schließen besondere Umstände, die ein sofortiges Eingreifen erfordern, eine vorherige Unter-

richtung oder Prüfung aus, so kann die Gemeinschaft oder Algerien, je nachdem, welche 

Vertragspartei betroffen ist, in den Fällen der Artikel 22 und 25 unverzüglich die zur Abhilfe 

unbedingt notwendigen Sicherungsmaßnahmen treffen; die andere Vertragspartei wird unver-

züglich unterrichtet. 

 

 

ARTIKEL 27 

 

Dieses Abkommen steht Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverboten oder -beschränkungen nicht 

entgegen, die aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung oder Sicherheit, zum Schutz der 

Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen Kulturguts von 

künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des geistigen oder gewerblichen 

Eigentums gerechtfertigt sind; ebenso wenig steht es Regelungen für Gold und Silber entgegen. 

Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch weder ein Mittel der willkürlichen Diskriminie-

rung noch eine verschleierte Beschränkung des Handels zwischen den Vertragsparteien darstellen. 

 

 

ARTIKEL 28 

 

Die Bestimmung des Begriffs "Erzeugnisse mit Ursprung in" oder "Ursprungserzeugnisse" für die 

Anwendung der Bestimmungen dieses Titels und die Methoden der Zusammenarbeit der Verwal-

tungen in diesem Bereich sind in Protokoll Nr. 6 festgelegt. 
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ARTIKEL 29 

 

Für die Einreihung der in die Gemeinschaft eingeführten Waren gilt die Kombinierte Nomenklatur. 

Für die Einreihung der nach Algerien eingeführten Waren gilt der algerische Zolltarif. 

 

 

TITEL III 

 

DIENSTLEISTUNGSVERKEHR 

 

 

ARTIKEL 30 

Beiderseitige Verpflichtungen 

 

(1)  Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten dehnen die Behandlung, zu der 

sie nach Artikel II Absatz 1 des Allgemeinen Übereinkommens über den Handel mit Dienstleistun-

gen (im Folgenden "GATS" genannt) verpflichtet sind, auf Algerien aus. 

 

(2)  Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten gewähren den algerischen 

Dienstleistungserbringern eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, die sie 

nach der dem GATS als Anlage beigefügten Liste der spezifischen Verpflichtungen der Europäi-

schen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten den Erbringern gleichartiger Dienstleistungen 

gewähren. 

 

(3)  Die Behandlung gilt weder für die Vorteile, die eine Vertragspartei gemäß einer Über-

einkunft im Sinne des Artikels V GATS oder gemäß den aufgrund einer solchen Übereinkunft 

getroffenen Maßnahmen gewährt, noch für die sonstigen Vorteile, die gemäß der von der Europäi-

schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten dem GATS als Anlage beigefügten Liste der Aus-

nahmen von der Meistbegünstigung gewährt werden. 
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(4)  Algerien gewährt den Dienstleistungserbringern der Europäischen Gemeinschaft und 

ihrer Mitgliedstaaten eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung nach den 

Artikeln 31 bis 33. 

 

 

ARTIKEL 31 

Grenzüberschreitender Dienstleistungsverkehr 

 

Für Dienstleistungen, die von Dienstleistungserbringern der Gemeinschaft im Hoheitsgebiet 

Algeriens in anderer Form als im Wege einer gewerblicher Niederlassung oder des Aufenthalts 

natürlicher Personen im Sinne des Artikels 32 bzw. 33 erbracht werden, gewährt Algerien den 

Dienstleistungserbringern der Gemeinschaft eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die 

Behandlung, die es Gesellschaften aus Drittstaaten gewährt. 

 

ARTIKEL 32 

Gewerbliche Niederlassung 

 

(1) a) Algerien gewährt für die Niederlassung von Gesellschaften der Gemeinschaft in seinem 

Hoheitsgebiet eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, die es 

Gesellschaften aus Drittstaaten gewährt. 

 

 b) Algerien gewährt für die Geschäftstätigkeit von Tochtergesellschaften und Zweig-

niederlassungen von Gesellschaften der Gemeinschaft, die in seinem Hoheitsgebiet nach 

seinen Rechtsvorschriften niedergelassen sind, eine Behandlung, die nicht weniger 

günstig ist als die Behandlung, die es seinen eigenen Gesellschaften oder, falls dies die 

günstigere Behandlung ist, Zweigniederlassungen oder den algerischen Tochtergesell-

schaften oder Zweigniederlassungen von Gesellschaften aus Drittstaaten gewährt. 
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(2)  Die Behandlung nach Absatz 1 Buchstaben a und b wird Gesellschaften, Tochtergesell-

schaften und Zweigniederlassungen gewährt, die am Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens in 

Algerien niedergelassen sind, sowie Gesellschaften, Tochtergesellschaften und Zweigniederlassun-

gen, die sich dort nach diesem Zeitpunkt niederlassen. 

 

 

ARTIKEL 33 

Vorübergehender Aufenthalt natürlicher Personen 

 

(1)  Die im Hoheitsgebiet Algeriens niedergelassenen Gesellschaften der Gemeinschaft und 

die im Gebiet der Gemeinschaft niedergelassenen algerischen Gesellschaften sind berechtigt, im 

Einklang mit den im Aufnahmestaat geltenden Rechtsvorschriften vorübergehend Personal zu 

beschäftigen oder von ihren Tochtergesellschaften oder Zweigniederlassungen beschäftigen zu 

lassen, das die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Gemeinschaft bzw. Algeriens besitzt, 

sofern es sich bei diesem Personal um in Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal im Sinne des 

Absatzes 2 handelt, das ausschließlich von Gesellschaften, Tochtergesellschaften oder Zweig-

niederlassungen beschäftigt wird. Die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse dieses Personals gelten 

nur für den jeweiligen Beschäftigungszeitraum. 

 

(2)  In Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal der genannten Gesellschaften (im Folgen-

den "Unternehmen" genannt) ist "gesellschaftsintern versetztes Personal" im Sinne des Buchstaben 

c, sofern das Unternehmen eine juristische Person ist und die betreffenden Personen mindestens in 

den der Versetzung unmittelbar voraus-gehenden 12 Monaten direkt von ihm beschäftigt worden 

oder an ihm beteiligt gewesen sind (ohne die Mehrheitsbeteiligung zu besitzen). Es handelt sich um 

Personen nachstehender Kategorien: 

 

a) Führungskräfte eines Unternehmens, die in erster Linie die Niederlassung leiten und allge-

meine Weisungen hauptsächlich vom Vorstand oder den Aktionären bzw. Anteilseignern 

erhalten; zu ihren Kompetenzen gehören: 
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die Leitung der Niederlassung oder einer Abteilung oder Unterabteilung der Niederlassung, 

 

die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des anderen aufsichts-führenden Personals und der 

Fach- und Verwaltungskräfte, 

 

die persönliche Befugnis zur Einstellung und Entlassung oder zur Empfehlung der Einstellung 

oder Entlassung und sonstige Personalentscheidungen; 

 

b) Personal eines Unternehmens mit ungewöhnlichen Kenntnissen, die für Betrieb, Forschung-

sausrüstung, Verfahren oder Verwaltung der Niederlassung unerlässlich sind. Bei der Bewer-

tung dieser Kenntnisse kann neben besonderen Kenntnissen bezüglich der Niederlassung eine 

hohe Qualifikation für bestimmte Arbeiten oder Aufgaben, die spezifische technische Kennt-

nisse erfordern, sowie die Zugehörigkeit zu einem zulassungspflichtigen Beruf berücksichtigt 

werden; 

 

c) "gesellschaftsintern versetztes Personal", d.h. die natürlichen Personen, die von einem Unter-

nehmen im Gebiet der einen Vertragspartei beschäftigt und zur Ausübung von Erwerbstätig-

keiten vorübergehend in das Gebiet der anderen Vertragspartei versetzt werden; das betref-

fende Unternehmen muss seinen Hauptgeschäftssitz im Gebiet der einen Vertragspartei 

haben, und die Versetzung muss in eine Niederlassung (Tochtergesellschaft, Zweignieder-

lassung) dieses Unternehmens erfolgen, die im Gebiet der anderen Vertragspartei tatsächlich 

gleichartige Erwerbstätigkeiten ausübt. 

 

(3)  Die Einreise von Staatsangehörigen Algeriens bzw. der Mitgliedstaaten in das Gebiet 

der Gemeinschaft bzw. Algeriens und deren vorübergehender Aufenthalt in diesem Gebiet wird 

gestattet, sofern es sich um Vertreter von Gesellschaften handelt, die Führungskräfte einer Gesell-

schaft im Sinne des Absatzes 2 Buchstabe a sind und für die Gründung einer algerischen Gesell-

schaft in der Gemeinschaft bzw. für die Gründung einer Gesellschaft der Gemeinschaft in Algerien 

zuständig sind, und sofern 
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diese Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sind oder Dienstleistungen erbringen und 

 

die Gesellschaft in dem betreffenden Mitgliedstaat der Gemeinschaft bzw. in Algerien keine 

weiteren Vertreter, Büros, Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften hat. 

 

 

ARTIKEL 34 

Verkehr 

 

(1)  Vorbehaltlich der Absätze 2 bis 6 dieses Artikels gelten die Artikel 30 bis 33 nicht für 

den Luftverkehr, den Binnenschiffsverkehr, den Landverkehr und die Inlandsseekabotage. 

 

(2)  Im Rahmen der Geschäftstätigkeit von Reedereien zur Erbringung internationaler See-

verkehrsdienstleistungen, einschließlich intermodaler Transporte, bei denen ein Teil der Strecke auf 

See zurückgelegt wird, gestatten die Vertragsparteien die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit 

von Tochtergesellschaften oder Zweigniederlassungen von Gesellschaften der anderen Vertrags-

partei in ihrem Gebiet zu Bedingungen, die nicht weniger günstig sind als die Bedingungen, die sie 

ihren eigenen Gesellschaften oder, falls dies die günstigeren Bedingungen sind, Tochtergesell-

schaften oder Zweigniederlassungen von Gesellschaften aus Drittstaaten gewähren. Diese 

Geschäftstätigkeit umfasst u.a. Folgendes: 

 

a) Vermarktung und Verkauf von Seeverkehrsdienstleistungen und damit zusammenhängenden 

Dienstleistungen im direkten Kontakt mit dem Kunden, vom Preisangebot bis zur Ausstellung 

der Rechnung, unabhängig davon, ob diese Dienstleistungen direkt vom Dienstleistungs-

erbringer erbracht oder angeboten werden oder von Dienstleistungserbringern, mit denen der 

Verkäufer der Dienstleistungen feste Geschäftsvereinbarungen getroffen hat; 
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b) Kauf und Inanspruchnahme von Verkehrsdienstleistungen und damit zusammenhängenden 

Dienstleistungen für eigene Rechnung oder für Rechnung der Kunden (und Weiterverkauf an 

die Kunden), einschließlich der eingehenden Verkehrsdienstleistungen aller Verkehrsarten, 

u.a. auf Binnenwasserstraße, Straße und Schiene, die für die Erbringung einer integrierten 

Dienstleistung erforderlich sind; 

 

c) Ausstellung der Beförderungs- und Zolldokumente oder sonstiger Dokumente über Ursprung 

und Art der beförderten Waren; 

 

d) Bereitstellung von Geschäftsinformationen in jeder Form, einschließlich EDV-Systemen und 

Austausch elektronischer Daten (vorbehaltlich nicht diskriminierender Beschränkungen im 

Telekommunikationsbereich); 

 

e) Abschluss von Geschäftsvereinbarungen mit einem Partner vor Ort, in denen u.a. die Beteili-

gung am Kapital und, vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Abkommens, die Einstellung 

einheimischen oder ausländischen Personals vorgesehen ist; 

 

f) Vertretung von Gesellschaften, Organisierung von Zwischenstopps und gegebenenfalls 

Abfertigung der Ladung. 

 

(3)  Im Bereich des Seeverkehrs verpflichten sich die Vertragsparteien, den Grundsatz des 

ungehinderten Zugangs zum internationalen Seeverkehrsmarkt und zum internationalen Seeverkehr 

auf kommerzieller Basis wirksam anzuwenden. 

 

Jedoch finden auf die Vorrechte und das Recht der Nationalflagge in den Bereichen Inlandskabo-

tage sowie Rettungs-, Schlepp- und Lotsendienste die Rechtsvorschriften der Vertragsparteien 

Anwendung. 
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Diese Bestimmungen lassen die Rechte und Pflichten aus dem Übereinkommen der Vereinten 

Nationen über einen Verhaltenskodex für Linienkonferenzen, wie es von der einen oder der anderen 

Vertragspartei dieses Abkommens angewandt wird, unberührt. Nichtkonferenz-Reedereien dürfen 

mit Konferenz-Reedereien im Wettbewerb stehen, sofern sie den Grundsatz des fairen Wettbewerbs 

auf kommerzieller Basis beachten. 

 

Die Vertragsparteien bekräftigen ihr Eintreten für den freien Wettbewerb als einen wesentlichen 

Faktor des Verkehrs mit trockenen und flüssigen Massengütern. 

 

(4)  Gemäß den Grundsätzen des Absatzes 3 

 

a) nehmen die Vertragsparteien in künftige bilaterale Abkommen mit Drittstaaten über den Ver-

kehr mit trockenen und flüssigen Massengütern und den Linienverkehr keine Ladungsanteil-

vereinbarungen auf. Solche Vereinbarungen sind jedoch für den Linienverkehr nicht ausge-

schlossen, wenn der Ausnahmefall vorliegt, dass Reedereien der einen oder der anderen Ver-

tragspartei dieses Abkommens sonst keinen tatsächlichen Zugang zum Verkehr von und nach 

dem betreffenden Drittstaat hätten; 

 

b) heben die Vertragsparteien bei Inkrafttreten dieses Abkommens alle einseitigen Maßnahmen 

sowie alle administrativen, technischen und sonstigen Hemmnisse auf, die Beschränkungen 

oder Diskriminierungen hinsichtlich der Dienstleistungsfreiheit im internationalen Seeverkehr 

bewirken könnten. 

389 der Beilagen XXII. GP - Staatsvertrag - Vertragstext Deutsch (Normativer Teil)32 von 87



 
CE/DZ/de 33 

 

(5)  Unter anderem gewähren die Vertragsparteien den unter der Flagge der anderen Ver-

tragspartei fahrenden oder von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei 

betriebenen Schiffen zur Beförderung von Gütern und/oder Personen für den Zugang zu den Häfen, 

die Benutzung ihrer Infrastruktur und die Inanspruchnahme der dort angebotenen Hilfsdienstleis-

tungen sowie die diesbezüglichen Gebühren und sonstigen Abgaben, die Zollerleichterungen, die 

Zuweisung von Liegeplätzen sowie von Lade- und Löscheinrichtungen eine Behandlung, die nicht 

weniger günstig ist als die Behandlung, die sie ihren eigenen Schiffen gewähren. 

 

(6)  Zur Gewährleistung einer koordinierten Entwicklung des Verkehrs zwischen den Ver-

tragsparteien, die ihren wirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht, können die Bedingungen für den 

gegenseitigen Marktzugang und die Erbringung von Dienstleistungen im Luft-, Straßen-, Schienen- 

und Binnenschiffsverkehr, falls dies für geeignet erachtet wird, in gesonderten Vereinbarungen 

geregelt werden, die nach Inkrafttreten dieses Abkommens zwischen den Vertragsparteien 

ausgehandelt werden. 

 

 

ARTIKEL 35 

Interne Rechtsvorschriften 

 

(1)  Dieser Titel steht der Anwendung von Maßnahmen durch eine Vertragspartei nicht ent-

gegen, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass ihre Rechtsvorschriften über den Zugang von 

Drittstaaten zu ihrem Markt mithilfe der Bestimmungen dieses Abkommens umgangen werden. 

 

(2)  Dieser Titel gilt vorbehaltlich der Beschränkungen, die aus Gründen der öffentlichen 

Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind. Er gilt nicht für Tätigkeiten, die im Gebiet 

einer Vertragspartei dauernd oder zeitweise mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse verbunden 

sind. 
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(3)  Dieser Titel schließt nicht aus, dass eine Vertragspartei für die Niederlassung und 

Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen von Gesellschaften der anderen Vertragspartei in 

ihrem Gebiet, die dort nicht registriert sind, eine Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher 

oder technischer Unterschiede zwischen diesen Zweigniederlassungen und den Zweigniederlassun-

gen der in ihrem Gebiet registrierten Gesellschaften oder, im Falle der Finanzdienstleistungen, aus 

aufsichts-rechtlichen Gründen gerechtfertigt ist. Die unterschiedliche Behandlung darf nicht über 

das unbedingt Erforderliche hinausgehen, das sich aus den rechtlichen oder technischen Unterschie-

den oder, im Falle der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen Gründen ergibt. 

 

(4)  Unbeschadet anderer Bestimmungen dieses Abkommens ist eine Vertragspartei nicht 

daran gehindert, aus aufsichtsrechtlichen Gründen, einschließlich des Schutzes von Investoren, 

Einlegern, Versicherungsnehmern oder von Personen, denen gegenüber ein Erbringer von Finanz-

dienstleistungen treuhänderische Pflichten hat, oder zur Gewährleistung der Integrität und Stabilität 

des Finanzsystems Maßnahmen zu treffen. Entsprechen diese Maßnahmen nicht den Bestimmungen 

dieses Abkommens, so dürfen sie nicht als Mittel zur Umgehung der Verpflichtungen der Vertrags-

partei aus diesem Abkommen genutzt werden. 

 

(5)  Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es eine Vertragspartei, Infor-

mationen über die Geschäfte und Bücher einzelner Kunden offen zu legen oder vertrauliche Infor-

mationen preiszugeben, die sich im Besitz öffentlicher Stellen befinden. 

 

(6)  Für die Zwecke der Freizügigkeit natürlicher Personen, die eine Dienstleistung erbrin-

gen, sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen nicht daran gehindert, ihre Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften in den Bereichen Einreise und Aufenthalt, Beschäftigung, Arbeitsbedin-

gungen, Niederlassung natürlicher Personen und Erbringung von Dienstleistungen anzuwenden, 

vorausgesetzt, dass sie dadurch die einer Vertragspartei aus einer Bestimmung dieses Abkommens 

erwachsenden Vorteile nicht zunichte machen oder verringern. Diese Bestimmung gilt unbeschadet 

des Absatzes 2. 
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ARTIKEL 36 

Begriffsbestimmungen 

 

Für die Zwecke dieses Titels gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

 

a) "Dienstleistungserbringer" ist eine natürliche oder juristische Person, die vom Gebiet der 

einen Vertragspartei aus einem Leistungsempfänger der anderen Vertragspartei im Gebiet 

einer Vertragspartei im Wege einer gewerblicher Niederlassung im Gebiet der anderen Ver-

tragspartei und des Aufenthalts natürlicher Personen im Gebiet der anderen Vertragspartei 

eine für das Gebiet der anderen Vertragspartei bestimmte Dienstleistung erbringt. 

 

b) "Gesellschaft der Gemeinschaft" bzw. "algerische Gesellschaft" ist eine Gesellschaft, die nach 

den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates bzw. Algeriens gegründet worden ist und ihren 

satzungsmäßigen Sitz oder Hauptverwaltungs- oder Hauptgeschäftssitz im Gebiet der 

Gemeinschaft bzw. Algeriens hat. 

 

Hat die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates bzw. Algeriens gegründete Gesell-

schaft nur ihren satzungsmäßigen Sitz im Gebiet der Gemeinschaft bzw. Algeriens, so gilt die 

Gesellschaft als Gesellschaft der Gemeinschaft bzw. als algerische Gesellschaft, sofern ihre 

Geschäftstätigkeit eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft eines Mit-

gliedstaates bzw. Algeriens aufweist. 

 

c) "Tochtergesellschaft" einer Gesellschaft ist eine Gesellschaft, die von der ersten Gesellschaft 

tatsächlich kontrolliert wird. 
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d) "Zweigniederlassung" einer Gesellschaft ist ein Geschäftssitz ohne Rechtspersönlichkeit, der 

auf Dauer als Außenstelle eines Stammhauses hervortritt, eine Geschäftsführung hat und 

sachlich so ausgestattet ist, dass er in der Weise Geschäfte mit Dritten tätigen kann, dass 

diese, obgleich sie wissen, dass möglicherweise ein Rechtsverhältnis mit dem im Ausland 

ansässigen Stammhaus begründet wird, sich nicht unmittelbar an dieses zu wenden brauchen. 

 

e) "Niederlassung" ist im Falle der Gesellschaften der Gemeinschaft oder der algerischen 

Gesellschaften im Sinne des Buchstaben b das Recht, durch Gründung von Tochtergesell-

schaften oder Zweigniederlassungen in Algerien bzw. in der Gemeinschaft eine Erwerbstätig-

keit aufzunehmen. 

 

f) "Geschäftstätigkeit" ist die Ausübung von Erwerbstätigkeiten. 

 

g) "Erwerbstätigkeiten" umfassen gewerbliche, kaufmännische und freiberufliche Tätigkeiten. 

 

h) "Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates" bzw. "Staatsangehöriger Algeriens" ist eine natür-

liche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates bzw. Algeriens besitzt. 

 

Dieser Titel gilt im internationalen Seeverkehr, einschließlich intermodaler Transporte, bei denen 

ein Teil der Strecke auf See zurückgelegt wird, auch für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten bzw. 

Algeriens, die außerhalb der Gemeinschaft bzw. Algeriens niedergelassen sind, und für Reedereien, 

die außerhalb der Gemeinschaft bzw. Algeriens niedergelassen sind und von Staatsangehörigen 

eines Mitgliedstaates bzw. Algeriens kontrolliert werden, sofern ihre Schiffe in diesem Mitglied-

staat bzw. in Algerien nach den dort geltenden Rechtsvorschriften registriert sind. 
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ARTIKEL 37 

Allgemeine Bestimmungen 

 

(1)  Die Vertragsparteien treffen keine Maßnahmen und leiten keine Schritte ein, die die 

Bedingungen für die Niederlassung und Geschäftstätigkeit ihrer Gesellschaften gegenüber dem Tag 

vor dem Tag der Unterzeichnung dieses Abkommens verschärfen. 

 

(2)  Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Weiterentwicklung dieses Titels im Hinblick 

auf den Abschluss eines "Abkommens über wirtschaftliche Integration" im Sinne des Artikels V des 

GATS zu prüfen. Bei der Formulierung seiner Empfehlungen berücksichtigt der Assoziationsrat die 

Erfahrung, die bei der Umsetzung der Meistbegünstigung und der Erfüllung der Verpflichtungen 

der Vertragsparteien aus dem GATS, insbesondere aus Artikel V, gewonnen wurde. 

 

Bei dieser Prüfung berücksichtigt der Assoziationsrat ferner die bei der Angleichung der Rechts-

vorschriften der Vertragsparteien über die betreffenden Tätigkeiten erzielten Fortschritte. 

 

Dieses Ziel wird spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens einer ersten Überprü-

fung durch den Assoziationsrat unterzogen. 
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TITEL IV 

 

ZAHLUNGEN, KAPITAL, WETTBEWERB 

UND SONSTIGE WIRTSCHAFTLICHE BESTIMMUNGEN 

 

KAPITEL 1 

 

LAUFENDE ZAHLUNGEN UND KAPITALVERKEHR 

 

 

ARTIKEL 38 

 

Vorbehaltlich des Artikels 40 verpflichten sich die Vertragsparteien, alle laufenden Zahlungen im 

Zusammenhang mit laufenden Transaktionen in frei konvertierbarer Währung zu genehmigen. 

 

 

ARTIKEL 39 

 

(1)  Die Gemeinschaft und Algerien gewährleisten ab Inkrafttreten dieses Abkommens den 

freien Kapitalverkehr für Direktinvestitionen in Gesellschaften in Algerien, die nach den dort gel-

tenden Rechtsvorschriften gegründet wurden, und die Liquidation und Rückführung dieser Investi-

tionen und der daraus resultierenden Gewinne. 

 

(2)  Die Vertragsparteien halten Konsultationen ab und arbeiten zusammen, um die Voraus-

setzungen für eine Erleichterung des Kapitalverkehrs zwischen der Gemeinschaft und Algeriens zu 

schaffen und schließlich seine vollständige Liberalisierung zu erreichen. 
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ARTIKEL 40 

 

Bei bereits eingetretenen oder bei drohenden ernsten Zahlungsbilanzschwierigkeiten eines oder 

mehrerer Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder Algeriens kann die Gemeinschaft bzw. Algerien 

unter den Voraussetzungen des GATT und der Artikel VIII und XIV des Übereinkommens über den 

Internationalen Währungsfonds befristete Beschränkungen der laufenden Zahlungen einführen, die 

nicht über das für die Behebung der Zahlungsbilanzschwierigkeiten unbedingt Erforderliche 

hinausgehen dürfen. Die Gemeinschaft bzw. Algerien unterrichtet unverzüglich die andere 

Vertragspartei und legt ihr so bald wie möglich einen Zeitplan für die Aufhebung dieser Maßnah-

men vor. 

 

 

KAPITEL 2 

 

WETTBEWERB UND SONSTIGE WIRTSCHAFTLICHE FRAGEN 

 

 

ARTIKEL 41 

 

(1)  Soweit sie geeignet sind, den Handel zwischen der Gemeinschaft und Algerien zu 

beeinträchtigen, sind mit dem ordnungsgemäßen Funktionieren dieses Abkommens unvereinbar 

 

a) Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und 

aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Ver-

fälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken; 
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b) die missbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung durch ein oder mehrere 

Unternehmen 

 

im Gebiet der Gemeinschaft oder auf einem wesentlichen Teil desselben oder 

 

im Gebiet Algeriens oder auf einem wesentlichen Teil desselben. 

 

(2)  Die Vertragsparteien leisten einander bei der Anwendung ihres Wettbewerbsrechts und 

beim Informationsaustausch unter Berücksichtigung der erforderlichen Beschränkungen zur Wah-

rung des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses Amtshilfe nach Maßgabe des Anhangs 5. 

 

(3)  Wenn die Gemeinschaft oder Algerien der Auffassung ist, dass eine bestimmte Verhal-

tensweise mit Absatz 1 unvereinbar ist, und wenn den Interessen der anderen Vertragspartei durch 

diese Verhaltensweise eine erheblicher Schaden verursacht wird oder droht, kann die betroffene 

Vertragspartei nach Konsultationen im Assoziationsausschuss oder 30 Arbeitstage nach dem Ersu-

chen um derartige Konsultationen geeignete Maßnahmen treffen. 

 

 

ARTIKEL 42 

 

Unbeschadet der Verpflichtungen im Rahmen des GATT formen die Mitgliedstaaten und Algerien 

alle staatlichen Handelsmonopole schrittweise so um, dass am Ende des fünften Jahres nach 

Inkrafttreten dieses Abkommens jede Diskriminierung in den Versorgungs- und Absatzbedingun-

gen zwischen den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten und Algeriens ausgeschlossen ist. Der 

Assoziationsausschuss wird über die zur Verwirklichung dieses Ziels getroffenen Maßnahmen 

unterrichtet. 
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ARTIKEL 43 

 

Hinsichtlich öffentlicher Unternehmen und Unternehmen, denen besondere oder ausschließliche 

Rechte gewährt worden sind, sorgt der Assoziationsrat dafür, dass ab dem fünften Jahr nach 

Inkrafttreten dieses Abkommens keine Maßnahmen erlassen oder aufrecht-erhalten werden, die den 

Handel zwischen der Gemeinschaft und Algerien verzerren und den Interessen der Vertragsparteien 

zuwiderlaufen. Diese Bestimmung darf die Erfüllung der diesen Unternehmen übertragenen beson-

deren Aufgaben weder rechtlich noch tatsächlich behindern. 

 

 

ARTIKEL 44 

 

(1)  Die Vertragsparteien gewährleisten einen angemessenen und wirksamen Schutz der 

Rechte an geistigem und gewerblichem Eigentum gemäß den strengsten internationalen Normen; 

dazu gehören auch wirksame Mittel zur Durchsetzung dieser Rechte. 

 

(2)  Die Anwendung dieses Artikels und des Anhangs 6 wird von den Vertragsparteien 

regelmäßig überprüft. Treten im Bereich des geistigen und gewerblichen Eigentums Probleme auf, 

die den Handel beeinträchtigen, so finden auf Ersuchen einer Vertragspartei unverzüglich Konsul-

tationen statt, um beide Seiten zufrieden stellende Lösungen zu finden. 

 

 

ARTIKEL 45 

 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die für die Gewährleistung des Schutzes personen-bezoge-

ner Daten erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Hindernisse für den freien Verkehr dieser 

Daten zwischen den Vertragsparteien zu beseitigen. 
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ARTIKEL 46 

 

(1)  Die Vertragsparteien streben eine beiderseitige schrittweise Liberalisierung der öffent-

lichen Aufträge an. 

 

(2)  Der Assoziationsrat trifft die für die Durchführung des Absatzes 1 erforderlichen Maß-

nahmen. 

 

 

TITEL V 

 

WIRTSCHAFTLICHE ZUSAMMENARBEIT 

 

 

ARTIKEL 47 

Ziele 

 

(1)  Die Vertragsparteien verpflichten sich, die wirtschaftliche Zusammenarbeit im beider-

seitigen Interesse und im Geiste der Partnerschaft, auf der dieses Abkommen aufbaut, zu intensivie-

ren. 

 

(2)  Ziel der wirtschaftlichen Zusammenarbeit ist es, die Anstrengungen Algeriens mit dem 

Ziel einer nachhaltigen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung zu unterstützen. 

 

(3)  Eine solche wirtschaftliche Zusammenarbeit gehört zu den in der Erklärung von 

Barcelona festgelegten Zielen. 
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ARTIKEL 48 

Geltungsbereich 

 

(1)  Die Zusammenarbeit wird vor allem auf die Bereiche ausgerichtet, die unter internen 

Sachzwängen und Schwierigkeiten leiden oder die durch die Liberalisierung der algerischen Wirt-

schaft insgesamt und insbesondere durch die Liberalisierung des Handels zwischen Algerien und 

der Gemeinschaft betroffen sind. 

 

(2)  Die Zusammenarbeit konzentriert sich ferner auf die Bereiche, die die Annäherung der 

algerischen Wirtschaft und der Wirtschaft der Gemeinschaft erleichtern, insbesondere auf die 

Bereiche, die zu Wachstum und zur Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen, und auf die Entwick-

lung des Handels zwischen Algerien und der Gemeinschaft insbesondere durch Förderung der 

Diversifizierung der algerischen Ausfuhren. 

 

(3)  Die Zusammenarbeit unterstützt die wirtschaftliche Integration der Maghreb-Länder 

untereinander mit allen Maßnahmen, die zum Ausbau der Beziehungen zwischen den Maghreb-

Ländern beitragen können. 

 

(4)  Der Schutz der Umwelt und die Erhaltung des ökologischen Gleichgewichts sind 

wesentlicher Bestandteil der einzelnen Bereiche der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. 

 

(5)  Die Vertragsparteien können einvernehmlich weitere Bereiche in die wirtschaftliche 

Zusammenarbeit einbeziehen. 
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ARTIKEL 49 

Methoden und Modalitäten 

 

Die wirtschaftliche Zusammenarbeit wird insbesondere mit folgenden Mitteln durchgeführt: 

 

a) regelmäßiger wirtschaftlicher Dialog zwischen den Vertragsparteien, der alle Bereiche der 

Gesamtwirtschaftspolitik umfasst; 

 

b) Informationsaustausch und Kommunikation; 

 

c) Beratung, Vermittlung von Fachwissen und Ausbildung; 

 

d) Durchführung gemeinsamer Maßnahmen; 

 

e) technische und administrative Hilfe sowie Hilfe bei der Ausarbeitung von Rechtsvorschriften; 

 

f) Fördermaßnahmen zugunsten der Partnerschaft, der Direktinvestitionen vor allem privater 

Wirtschaftsbeteiligter und der Privatisierungsprogramme. 

 

 

ARTIKEL 50 

Regionale Zusammenarbeit 

 

Damit dieses Abkommen seine Wirkung im Hinblick auf den Aufbau der Partnerschaft Europa-

Mittelmeer und auf der Ebene der Maghreb-Länder voll entfalten kann, bemühen sich die Vertrags-

parteien, Maßnahmen jeder Art, die regionale Auswirkungen haben oder an denen andere Dritt-

staaten beteiligt sind, insbesondere in folgenden Bereichen zu unterstützen: 
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a) wirtschaftliche Integration; 

 

b) Ausbau der wirtschaftlichen Infrastruktur; 

 

c) Umwelt; 

 

d) wissenschaftliche und technologische Forschung; 

 

e) Bildung und Ausbildung; 

 

f) Kultur; 

 

g) Zoll; 

 

h) regionale Einrichtungen und Durchführung gemeinsamer bzw. aufeinander abgestimmter 

Programme und Politiken. 

 

 

ARTIKEL 51 

Zusammenarbeit in Wissenschaft, Technik und Technologie 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist es, 

 

a) den Aufbau ständiger Verbindungen zwischen den Wissenschaftlern der Vertragsparteien zu 

fördern, insbesondere durch 
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Zugang Algeriens zu den Gemeinschaftsprogrammen für Forschung und technologische 

Entwicklung nach Maßgabe der Bestimmungen der Gemeinschaft über die Beteiligung 

von Drittstaaten an diesen Programmen, 

 

Beteiligung Algeriens an Netzen für dezentrale Zusammenarbeit, 

 

Förderung von Synergieeffekten zwischen Ausbildung und Forschung; 

 

b) die Forschungskapazitäten Algeriens auszubauen; 

 

c) die technologische Innovation, den Transfer neuer Technologie, die Verbreitung von Know-

how, die Durchführung von Projekten für Forschung und technologische Entwicklung und die 

bessere Nutzung der Ergebnisse der wissenschaftlichen und technischen Forschung zu för-

dern; 

 

d) alle Maßnahmen zu fördern, die auf Synergien mit regionalen Auswirkungen abzielen. 

 

 

ARTIKEL 52 

Umwelt 

 

(1)  Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit bei der Verhinderung einer Ver-

schlechterung der Umweltlage, der Überwachung der Verschmutzung und der rationellen Nutzung 

der natürlichen Ressourcen, um eine nachhaltige Entwicklung sicherzustellen und die Qualität der 

Umwelt und den Schutz der menschlichen Gesundheit zu gewährleisten. 
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(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich auf Folgendes: 

 

Desertifikation; 

 

rationelle Bewirtschaftung der Wasserressourcen; 

 

Versalzung; 

 

Auswirkungen der Landwirtschaft auf die Qualität von Boden und Wasser; 

 

geeignete Nutzung von Energie und Verkehr; 

 

Auswirkungen der industriellen Entwicklung auf die Umwelt im Allgemeinen und auf die 

Sicherheit von Industrieanlagen im Besonderen; 

 

Abfallwirtschaft, insbesondere Bewirtschaftung giftiger Abfälle; 

 

integrierte Bewirtschaftung empfindlicher Gebiete; 

 

Überwachung und Verhinderung der Verschmutzung in den Städten, der Verschmutzung 

durch die Industrie und der Meeresverschmutzung; 

 

Einsatz fortschrittlicher Instrumente der Umweltpflege und -überwachung, insbesondere 

Einsatz des Umweltinformationssystems und der Umweltverträglichkeitsprüfung; 
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technische Hilfe, insbesondere zur Erhaltung der Artenvielfalt. 

 

 

ARTIKEL 53 

Industrielle Zusammenarbeit 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist es, 

 

a) Maßnahmen anzuregen oder zu unterstützen, mit denen eine Förderung der Direktinvestitio-

nen und der industriellen Partnerschaft in Algerien angestrebt wird; 

 

b) die direkte Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsbeteiligten der Vertragsparteien zu 

fördern, einschließlich der Zusammenarbeit im Zusammenhang mit dem Zugang Algeriens zu 

den Netzen der Gemeinschaft für Unternehmenskooperation und zu den Netzen für dezentrale 

Zusammenarbeit; 

 

c) den öffentlichen und den privaten Sektor Algeriens in ihren Anstrengungen zur Modernisie-

rung und Umstrukturierung der Wirtschaft, einschließlich der Agrar- und Ernährungs-

wirtschaft, zu unterstützen; 

 

d) die Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen zu fördern; 

 

e) die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für Privatinitiative zu fördern, um die Produk-

tion für den Binnen- und den Exportmarkt anzukurbeln und zu diversifizieren; 

 

f) das Humankapital und das Industriepotenzial Algeriens durch eine effizientere Politik in den 

Bereichen Innovation und Forschung und technologische Entwicklung besser zu nutzen; 
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g) die Umstrukturierung der Industrie und das Modernisierungsprogramm im Hinblick auf die 

Errichtung der Freihandelszone zu begleiten, um die Wettbewerbsfähigkeit der Waren zu 

verbessern; 

 

h) einen Beitrag zur Förderung der Ausfuhr algerischer gewerblicher Waren zu leisten. 

 

 

ARTIKEL 54 

Investitionsförderung und Investitionsschutz 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist es, ein günstiges Klimas für Investitionen zu schaffen, insbesondere 

durch 

 

a) Einführung von einheitlichen und vereinfachten Verfahren, von Mechanismen für Ko-

investitionen (insbesondere kleiner und mittlerer Unternehmen) sowie von Mitteln zur Er-

mittlung von Investitionsmöglichkeiten und zur Information darüber; 

 

b) Schaffung günstiger rechtlicher Rahmenbedingungen für Investitionen, gegebenenfalls durch 

Abschluss von Investitionsschutzabkommen und Abkommen zur Vermeidung der Doppel-

besteuerung zwischen Algerien und den Mitgliedstaaten; 

 

c) technische Hilfe für Maßnahmen, mit denen inländische und ausländische Investitionen 

gefördert und garantiert werden sollen. 
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ARTIKEL 55 

Normung und Konformitätsbewertung 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist die Verringerung der Unterschiede in den Bereichen Normung und 

Zertifizierung. 

Die Zusammenarbeit umfasst insbesondere Folgendes: 

 

Förderung der Anwendung der europäischen Normen und der Konformitätsbewertungs-ver-

fahren und -techniken; 

 

Modernisierung der algerischen Einrichtungen, die für die Konformitätsbewertung und das 

Messwesen zuständig sind, sowie Hilfe bei der Schaffung der Voraussetzungen für die Aus-

handlung von Abkommen über gegenseitige Anerkennung in diesen Bereichen; 

 

Zusammenarbeit im Bereich der Qualitätssicherung; 

 

Unterstützung der algerischen Einrichtungen, die für Normung, Qualität sowie das geistige 

und gewerbliche Eigentum zuständig sind. 

 

 

ARTIKEL 56 

Angleichung der Rechtsvorschriften 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist es, in den unter dieses Abkommen fallenden Bereichen die Rechtsvor-

schriften Algeriens an die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft anzugleichen. 
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ARTIKEL 57 

Finanzdienstleistungen 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist die Verbesserung und Entwicklung der Finanzdienstleistungen. 

Sie umfasst im Wesentlichen 

 

einen Informationsaustausch über Regelungen und Praktiken im Finanzbereich sowie Ausbil-

dungsmaßnahmen, insbesondere im Zusammenhang mit der Gründung kleiner und mittlerer 

Unternehmen; 

 

Unterstützung der Reform des Bank- und Finanzwesens in Algerien, einschließlich der Ent-

wicklung des Börsenmarktes. 

 

 

ARTIKEL 58 

Landwirtschaft und Fischerei 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist die Modernisierung und gegebenenfalls Umstrukturierung der Land-

wirtschaft, der Forstwirtschaft und der Fischerei. 

Sie konzentriert sich insbesondere auf Folgendes: 

 

Unterstützung der Politik zur Entwicklung und Diversifizierung der Produktion; 

 

Ernährungssicherung; 
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integrierte Entwicklung im ländlichen Raum, u.a. Verbesserung der Grunddienstleistungen 

und der Entwicklung der landwirtschaftlichen Nebentätigkeiten; 

 

Förderung einer Form der Landwirtschaft und Fischerei, die der Umwelt gebührend Rech-

nung trägt; 

 

Bewertung und rationelle Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen; 

 

Intensivierung der Beziehungen zwischen den Unternehmen sowie den Berufs- und Fach-

organisationen der Landwirtschaft, der Fischerei und der Agrar- und Ernährungswirtschaft auf 

freiwilliger Basis; 

 

technische Hilfe und fachliche Ausbildung; 

 

Harmonisierung der Normen und Kontrollen im Bereich der Pflanzen- und Tiergesundheit; 

 

Zusammenarbeit zwischen ländlichen Gebieten, Austausch von Erfahrungen und Know-how 

im Bereich der ländlichen Entwicklung; 

 

Unterstützung der Privatisierung; 

 

Bewertung und rationelle Bewirtschaftung der Fischereiressourcen; 

 

Unterstützung der Forschungsprogramme. 
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ARTIKEL 59 

Verkehr 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist 

 

die Unterstützung der Umstrukturierung und Modernisierung des Verkehrswesens; 

 

die Verbesserung des Personen- und Güterverkehrs; 

 

die Festlegung und Anwendung von Betriebsnormen, die mit den in der Gemeinschaft gelten-

den vergleichbar sind. 

 

Die vorrangigen Bereiche der Zusammenarbeit sind 

 

der Straßenverkehr, einschließlich der schrittweisen Erleichterung des Transits; 

 

das Management der Eisenbahnen, der Flughäfen und der Häfen sowie die Zusammenarbeit 

zwischen den zuständigen nationalen Stellen; 

 

die Modernisierung der mit den wichtigsten transeuropäischen Verkehrsverbindungen von 

beiderseitigem Interesse und den Strecken von regionalem Interesse verbundenen Straßen-, 

Eisenbahn-, Hafen- und Flughafeninfrastruktur sowie der Navigationshilfen; 

 

die Modernisierung der technischen Anlagen nach Maßgabe der Gemeinschaftsnormen für 

den Straßen- und den Schienenverkehr, den multimodalen Verkehr, den Containerverkehr und 

den Güterumschlag; 
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technische Hilfe und Ausbildung. 

 

 

ARTIKEL 60 

Telekommunikation und Informationsgesellschaft 

 

Mit der Zusammenarbeit in diesem Bereich wird insbesondere Folgendes angestrebt: 

 

ein Dialog über die verschiedenen Aspekte der Informationsgesellschaft, einschließlich der 

Telekommunikationspolitik; 

 

ein Informationsaustausch und gegebenenfalls technische Hilfe in den Bereichen Regulierung, 

Normung, Konformitätsbewertung und Zertifizierung auf dem Gebiet der Informations- und 

Telekommunikationstechnologie; 

 

die Verbreitung von neuer, fortgeschrittener Informations- und Telekommunikationstechno-

logie, einschließlich Satellitentechnologie, und von Informationsdiensten und -technologien; 

 

die Förderung und Durchführung gemeinsamer Projekte für Forschung, technologische Ent-

wicklung und industrielle Anwendung in den Bereichen Informationstechnologie, Kommuni-

kation, Telematik und Informationsgesellschaft; 

 

die Möglichkeit für algerische Organisationen, sich nach den für den betreffenden Bereich 

festgelegten Modalitäten an Pilotprojekten und europäischen Programmen zu beteiligen; 
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der Verbund und die Interoperabilität der Telematiknetze und -dienste in der Gemeinschaft 

und in Algerien; 

 

technische Hilfe für die Planung und Verwaltung des Funkfrequenzspektrums im Hinblick auf 

eine koordinierte und effiziente Nutzung des Funkverkehrs in der Region Europa-Mittelmeer. 

 

 

ARTIKEL 61 

Energie und Bergbau 

 

Ziel der Zusammenarbeit im Bereich Energie und Bergbau ist 

 

a) die Modernisierung der Einrichtungen und der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um die 

Regulierung der Tätigkeiten und die Förderung von Investitionen zu gewährleisten; 

 

b) die technische und technologische Modernisierung der Energie- und Bergbauunternehmen, 

um sie auf die Anforderungen der Marktwirtschaft und auf den Wettbewerb vorzubereiten; 

 

c) der Ausbau der Partnerschaft zwischen algerischen und europäischen Unternehmen bei 

Exploration, Erzeugung, Umwandlung, Bereitstellung und Energie- und Bergbaudiensten. 

 

Die vorrangigen Bereiche der Zusammenarbeit sind 

 

die Anpassung der Einrichtungen und der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Tätig-

keiten im Energie- und Bergbausektor an die Regeln der Marktwirtschaft durch technische 

und administrative Hilfe sowie Hilfe bei der Ausarbeitung von Rechtsvorschriften; 
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die Unterstützung der Umstrukturierung der öffentlichen Unternehmen des Energie- und 

Bergbausektors; 

 

der Ausbau der Partnerschaft auf den Gebieten 

 

Exploration, Förderung und Umwandlung von Öl, 

 

Erzeugung von Strom, 

 

Verteilung von Erdölerzeugnissen, 

 

Herstellung von Ausrüstung und Bereitstellung von Dienstleistungen für die Herstellung 

von Energieerzeugnissen, 

 

bessere Nutzung des Bergbaupotenzials und Umwandlung; 

 

die Erleichterung der Durchleitung von Gas, Öl und Strom; 

 

die Unterstützung der Modernisierung und des Ausbaus der Energieversorgungsnetze und 

ihres Verbunds mit den Netzen der Gemeinschaft; 

 

die Einrichtung von Datenbanken in den Bereichen Energie und Bergbau; 

 

die Unterstützung und Förderung von Privatinvestitionen in den Energie- und Bergbausektor; 

389 der Beilagen XXII. GP - Staatsvertrag - Vertragstext Deutsch (Normativer Teil)56 von 87



 
CE/DZ/de 57 

 

die Umwelt, die Förderung der erneuerbaren Energie und der Energieeffizienz; 

 

die Förderung des Technologietransfers im Energie- und Bergbausektor. 

 

 

ARTIKEL 62 

Tourismus und Handwerk 

 

Mit der Zusammenarbeit in diesem Bereich wird vorrangig Folgendes angestrebt: 

 

Intensivierung des Informationsaustauschs über Ströme und Politik in den Bereichen Touris-

mus, Kurbäderwesen und Handwerk; 

 

Intensivierung der Ausbildung in Hotelmanagement und -verwaltung und der Ausbildung in 

anderen Tourismus- und Handwerksberufen; 

 

Förderung des Erfahrungsaustauschs, um die ausgewogene und nachhaltige Entwicklung des 

Tourismus zu gewährleisten; 

 

Förderung des Jugendtourismus; 

 

Unterstützung Algeriens bei der besseren Nutzung seines Potenzials in den Bereichen Tou-

rismus, Kurbäderwesen und Handwerk und bei der Verbesserung des Image seiner Touris-

musprodukte; 

 

Unterstützung der Privatisierung. 
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ARTIKEL 63 

Zusammenarbeit im Zollbereich 

 

(1)  Mit der Zusammenarbeit soll die Einhaltung der Freihandelsregelung gewährleistet 

werden. Sie konzentriert sich auf 

 

a) die Vereinfachung der Kontrollen und der Zollverfahren; 

 

b) die Anwendung eines Einheitspapiers ähnlich dem der Gemeinschaft und die Möglichkeit des 

Verbunds der Durchfuhrsysteme der Gemeinschaft und Algeriens. 

 

Soweit erforderlich, kann technische Hilfe geleistet werden. 

 

(2)  Unbeschadet anderer Formen der Zusammenarbeit, die in diesem Abkommen insbeson-

dere für die Bekämpfung des Drogenmissbrauchs und der Geldwäsche vorgesehen sind, leisten die 

Verwaltungsbehörden der Vertragsparteien einander Amtshilfe nach Maßgabe des Protokolls Nr. 7. 

 

 

ARTIKEL 64 

Zusammenarbeit im Bereich der Statistik 

 

Hauptziel der Zusammenarbeit in diesem Bereich ist es, die Angleichung der von den Vertrags-

parteien angewandten Methoden sowie die Vergleichbarkeit und die Nutzung der Statistiken zu 

gewährleisten, u.a. in den Bereichen Außenhandel, öffentliche Finanzen und Zahlungsbilanz, 

Demografie, Migration, Verkehr und Kommunikation sowie allgemein in allen unter dieses 

Abkommen fallenden Bereichen. Soweit erforderlich, kann technische Hilfe geleistet werden. 
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ARTIKEL 65 

Zusammenarbeit im Verbraucherschutz 

 

(1)  Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Zusammenarbeit in diesem 

Bereich darauf gerichtet sein muss, ihre Verbraucherschutzprogramme miteinander in Einklang zu 

bringen. 

 

(2)  Die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz erstreckt sich vor allem auf folgende Berei-

che: 

 

a) Informationsaustausch über Gesetzgebungsvorhaben und Sachverständigenaustausch, insbe-

sondere von Vertretern der Verbraucherinteressen; 

 

b) Veranstaltung von Seminaren und Ausbildungspraktika; 

 

c) Einrichtung ständiger Systeme für die gegenseitige Unterrichtung über gefährliche Waren, 

d.h. Waren, die eine Gefahr für die Gesundheit und die Sicherheit des Verbrauchers darstel-

len; 

 

d) Verbesserung der Information des Verbrauchers über Preise und Merkmale der angebotenen 

Waren und Dienstleistungen; 

 

e) Reform der Einrichtungen; 

 

f) Bereitstellung technischer Hilfe; 
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g) Ausbau der algerischen Prüf- und Vergleichslaboratorien und Hilfe bei der Organisierung der 

Einrichtung eines dezentralen Informationssystems für den Verbraucher; 

 

h) Hilfe bei der Organisierung und der Einrichtung eines in das europäische Netz zu integrieren-

den Frühwarnsystems. 

 

 

ARTIKEL 66 

 

Die beiden Vertragsparteien legen die Methoden und Modalitäten für die Durchführung der in 

diesem Titel vereinbarten Maßnahmen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit unter Berücksichti-

gung der Besonderheiten der algerischen Wirtschaft fest, um den Prozess der Modernisierung der 

algerischen Wirtschaft zu unterstützen und die Einrichtung der Freihandelszone zu begleiten. 

 

Die Ermittlung und die Bewertung des Bedarfs sowie die Modalitäten für die Durchführung der 

Maßnahmen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit werden in einem nach Maßgabe des Artikels 96 

einzurichtenden Verfahren überprüft. 

 

In diesem Verfahren vereinbaren die Vertragsparteien, welche Maßnahmen Priorität haben. 
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TITEL VI 

 

ZUSAMMENARBEIT IM SOZIALEN UND KULTURELLEN BEREICH 

 

KAPITEL 1 

 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE ARBEITNEHMER 

 

 

ARTIKEL 67 

 

(1)  Jeder Mitgliedstaat gewährt für die Arbeitnehmer, die die Staatsangehörigkeit Algeriens 

besitzen und in seinem Hoheitsgebiet beschäftigt sind, eine Regelung, die hinsichtlich der Arbeits-, 

Entlohnungs- und Kündigungsbedingungen keine auf der Staatsangehörigkeit beruhende Diskrimi-

nierung gegenüber seinen eigenen Staatsangehörigen beinhaltet. 

 

(2)  Absatz 1 gilt hinsichtlich der Arbeits- und Entlohnungsbedingungen für alle algerischen 

Arbeitnehmer, die berechtigt sind, im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates eine befristete nicht-

selbstständige Erwerbstätigkeit auszuüben. 

 

(3)  Algerien gewährt für die Arbeitnehmer, die die Staatsangehörigkeit eines 

Mitgliedstaates besitzen und in seinem Hoheitsgebiet beschäftigt sind, die gleiche Regelung. 

 

 

ARTIKEL 68 

 

(1)  Vorbehaltlich der folgenden Absätze gilt für die algerischen Arbeitnehmer und die mit 

ihnen zusammenlebenden Familienangehörigen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit eine Rege-

lung, die keine auf der Staatsangehörigkeit beruhende Diskriminierung gegenüber den Staatsange-

hörigen der Mitgliedstaaten, in denen sie beschäftigt sind, beinhaltet. 
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Der Begriff der sozialen Sicherheit umfasst die Zweige der Sozialversicherung, die für Leistungen 

bei Krankheit und Mutterschaft, für Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, Altersruhegeld, 

Hinterbliebenenrenten, Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, Sterbegeld, 

Arbeitslosenunterstützung und Familienbeihilfen zuständig sind. 

 

Jedoch darf diese Bestimmung nicht dazu führen, dass die anderen Koordinierungsregeln, die die 

auf Artikel 42 des EG-Vertrages gestützte Gemeinschaftsregelung vorsieht, in anderer Weise ange-

wandt werden als unter den Bedingungen des Artikels 70 dieses Abkommens. 

 

(2)  Für die betreffenden Arbeitnehmer werden die in den einzelnen Mitgliedstaaten zurück-

gelegten Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Aufenthaltszeiten bei den Alters-, Invaliden- und 

Hinterbliebenenrenten, den Familienbeihilfen, den Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft 

sowie bei der Gesundheitsfürsorge für sie und ihre in der Gemeinschaft wohnenden Familienange-

hörigen zusammengerechnet. 

 

(3)  Die betreffenden Arbeitnehmer erhalten für ihre in der Gemeinschaft wohnenden Fami-

lienangehörigen Familienbeihilfen. 

 

(4)  Die betreffenden Arbeitnehmer haben die Möglichkeit, Alters- und Hinterbliebenen-

renten und Renten bei Arbeitsunfall, Berufskrankheit oder Erwerbsunfähigkeit, wenn diese durch 

einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit verursacht wurde, zu den nach den Rechtsvorschrif-

ten des Schuldnermitgliedstaates bzw. der Schuldnermitgliedstaaten geltenden Sätzen frei nach 

Algerien zu transferieren, mit Ausnahme beitragsunabhängiger Sonderleistungen. 
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(5)  Algerien gewährt für die Arbeitnehmer, die die Staatsangehörigkeit eines 

Mitgliedstaates besitzen und in seinem Hoheitsgebiet beschäftigt sind, und ihren Familien-

angehörigen eine den Absätzen 1, 3 und 4 entsprechende Regelung. 

 

 

ARTIKEL 69 

 

Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für die Staatsangehörigen der Vertragsparteien, die im 

Hoheitsgebiet des Gaststaates einen legalen Wohnsitz haben bzw. legal beschäftigt sind. 

 

 

ARTIKEL 70 

 

(1)  Spätestens am Ende des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkommens erlässt der 

Assoziationsrat die Bestimmungen zur Gewährleistung der Anwendung der in Artikel 68 genannten 

Grundsätze. 

 

(2)  Der Assoziationsrat legt die Modalitäten für eine Zusammenarbeit der Verwaltungen 

fest, die die für die Anwendung der in Absatz 1 genannten Bestimmungen erforderlichen Verwal-

tungs- und Kontrollgarantien bietet. 

 

 

ARTIKEL 71 

 

Die vom Assoziationsrat nach Artikel 70 erlassenen Bestimmungen lassen die Rechte und Pflichten, 

die sich aus den bilateralen Abkommen zwischen Algerien und den Mitgliedstaaten ergeben, unbe-

rührt, soweit diese eine für die Staatsangehörigen Algeriens oder der Mitgliedstaaten günstigere 

Regelung enthalten. 
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KAPITEL 2 

 

DIALOG IM SOZIALEN BEREICH 

 

 

ARTIKEL 72 

 

(1)  Die Vertragsparteien führen einen regelmäßigen Dialog über soziale Fragen, die für sie 

von Interesse sind. 

 

(2)  Im Rahmen dieses Dialogs wird ermittelt, wie Fortschritte im Bereich der Freizügigkeit 

der Arbeitnehmer und der Gleichbehandlung und der sozialen Integration von Staatsangehörigen 

Algeriens und der Gemeinschaft erzielt werden können, die im Gebiet des Gaststaates einen legalen 

Wohnsitz haben. 

 

(3)  Gegenstand des Dialogs sind insbesondere alle Fragen im Zusammenhang mit 

 

a) den Arbeits- und Lebensbedingungen der Einwanderer und ihrer Unterhaltsberechtigten; 

 

b) Migration; 

 

c) der illegalen Einwanderung und den Bedingungen für die Rückkehr von Personen in ihre 

Heimat, die gegen das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht des Gaststaates verstoßen, 

 

d) Maßnahmen und Programmen zur Förderung der Gleichbehandlung der Staatsangehörigen 

Algeriens und der Gemeinschaft, der Kenntnis der Kultur des anderen, der Toleranz und der 

Beseitigung von Diskriminierung. 
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ARTIKEL 73 

 

Der Dialog im sozialen Bereich findet auf den Ebenen und nach den Modalitäten statt, die in Titel I 

vorgesehen sind, der auch den Rahmen für diesen Dialog bilden kann. 

 

 

KAPITEL 3 

 

MASSNAHMEN DER ZUSAMMENARBEIT IM SOZIALEN BEREICH 

 

 

ARTIKEL 74 

 

(1)  Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung der sozialen Entwicklung an, die mit der 

wirtschaftlichen Entwicklung einhergehen muss. Sie erheben insbesondere die Achtung der sozialen 

Grundrechte zur Priorität. 

 

(2)  Zur Konsolidierung der Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien im sozialen 

Bereich werden Projekte und Programme in den Bereichen durchgeführt, die für sie von Interesse 

sind.  

 

In diesem Zusammenhang haben folgende Maßnahmen Vorrang: 

 

a) Förderung der Verbesserung der Lebensbedingungen, der Schaffung von Arbeitsplätzen und 

der Verbesserung der Ausbildung vor allem in den Auswanderungsgebieten; 

 

b) Wiedereingliederung von Personen, die wegen des Verstoßes gegen die Rechtsvorschriften 

des betreffenden Staates rückgeführt wurden; 
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c) Tätigung ertragbringender Investitionen oder Gründung von Unternehmen in Algerien durch 

sich legal in der Gemeinschaft aufhaltende algerische Arbeitnehmer, 

 

d) Förderung der Rolle der Frau in der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, insbesondere 

durch Bildung und die Medien, im Rahmen der Politik Algeriens in diesem Bereich; 

 

e) Unterstützung der algerischen Programme für Familienplanung und den Schutz von Mutter 

und Kind; 

 

f) Verbesserung des Systems der sozialen Sicherheit und des Gesundheitswesens; 

 

g) Durchführung und Finanzierung von Austausch- und Freizeitprogrammen für gemischte 

Gruppen von in den Mitgliedstaaten ansässigen europäischen und algerischen Jugendlichen, 

um die Kenntnis der Kultur des anderen und die Toleranz zu fördern; 

 

h) Verbesserung der Lebensbedingungen in benachteiligten Gebieten; 

 

i) Förderung des sozioprofessionellen Dialogs; 

 

j) Förderung der Achtung der Menschenrechte im sozioprofessionellen Bereich; 

 

k) Leistung eines Beitrags zur Entwicklung des Wohnungswesens, insbesondere des sozialen 

Wohnungsbaus; 

389 der Beilagen XXII. GP - Staatsvertrag - Vertragstext Deutsch (Normativer Teil)66 von 87



 
CE/DZ/de 67 

 

l) Milderung der negativen Auswirkungen einer Anpassung der wirtschaftlichen und sozialen 

Strukturen; 

 

m) Verbesserung des Berufsbildungssystems. 

 

 

ARTIKEL 75 

 

Die Kooperationsprogramme können in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten und den in dem 

betreffenden Bereich tätigen internationalen Organisationen durchgeführt werden. 

 

 

ARTIKEL 76 

 

Der Assoziationsrat setzt spätestens am Ende des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkom-

mens eine Arbeitsgruppe ein. Diese hat die Aufgabe, die Durchführung der Kapitel 1 bis 3 konti-

nuierlich und regelmäßig zu evaluieren. 

 

 

KAPITEL 4 

 

ZUSAMMENARBEIT IM KULTUR- UND BILDUNGSBEREICH 

 

 

ARTIKEL 77 

 

Angesichts der bilateralen Maßnahmen der Mitgliedstaaten ist es Ziel dieses Abkommens, den 

Informationsaustausch und die kulturelle Zusammenarbeit zu fördern. 
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Angestrebt werden eine bessere Kenntnis und ein größeres Verständnis der Kultur des anderen. 

Besondere Aufmerksamkeit wird der Förderung gemeinsamer Maßnahmen in verschiedenen Berei-

chen, u.a. Presse und audiovisuelle Medien, und der Förderung des Jugendaustauschs gewidmet. 

 

Diese Zusammenarbeit könnte u.a. folgende Bereiche umfassen: 

 

Übersetzung literarischer Werke; 

 

Erhaltung und Restaurierung historischer und kultureller Denkmäler und Stätten; 

 

Ausbildung der im kulturellen Bereich Tätigen; 

 

Austausch von Künstlern und Kunstwerken; 

 

Organisierung kultureller Veranstaltungen; 

 

gegenseitige Sensibilisierung und Verbreitung von Informationen über wichtige kulturelle 

Veranstaltungen; 

 

Förderung der Zusammenarbeit im audiovisuellen Bereich, insbesondere auf Gebieten wie 

Ausbildung und Koproduktion; 

 

Verbreitung literarischer, technischer und wissenschaftlicher Zeitschriften und Werke. 
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ARTIKEL 78 

 

Mit der Zusammenarbeit im Bildungsbereich wird angestrebt, 

 

a) einen Beitrag zur Verbesserung des Systems der Bildung und Ausbildung einschließlich der 

Berufsausbildung zu leisten; 

 

b) den Zugang insbesondere der weiblichen Bevölkerung zu Bildung, einschließlich gewerblich-

technischer Bildung und Hochschulbildung, und Berufsausbildung zu erleichtern; 

 

c) das Fachwissen der Führungskräfte im öffentlichen und im privaten Sektor zu verbessern; 

 

d) den Aufbau ständiger Verbindungen zwischen Facheinrichtungen der Vertragsparteien zu 

unterstützen, um Erfahrungen und Ressourcen gemeinsam zu nutzen und auszutauschen. 

 

 

TITEL VII 

 

FINANZIELLE ZUSAMMENARBEIT 

 

 

ARTIKEL 79 

 

Als Beitrag zur vollen Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens wird eine finanzielle Zusam-

menarbeit zugunsten Algeriens mit geeigneten Verfahren und den erforderlichen Finanzmitteln 

verwirklicht. 

 

Diese Verfahren werden von den Vertragsparteien mithilfe der am besten geeigneten Instrumente 

einvernehmlich festgelegt, sobald dieses Abkommen in Kraft ist. 
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Die finanzielle Zusammenarbeit erstreckt sich neben den in den Titeln V und VI genannten Berei-

chen auf 

 

die Erleichterung der Reformen zur Modernisierung der Wirtschaft, einschließlich der länd-

lichen Entwicklung, 

 

die Modernisierung der wirtschaftlichen Infrastruktur, 

 

die Förderung von Privatinvestitionen und beschäftigungswirksamen Tätigkeiten, 

 

die Berücksichtigung der Auswirkungen der schrittweisen Errichtung einer Freihandelszone 

auf die algerische Wirtschaft, insbesondere bei der Modernisierung und Umstrukturierung der 

Industrie, 

 

flankierende sozialpolitische Maßnahmen. 

 

 

ARTIKEL 80 

 

Im Rahmen der Gemeinschaftsinstrumente zur Unterstützung der Strukturanpassungsprogramme in 

den Mittelmeerländern sorgen die Gemeinschaft und Algerien in enger Koordinierung mit den 

anderen Gebern, insbesondere den internationalen Finanzinstitutionen, für die Anpassung der 

Instrumente zur Begleitung der Entwicklungspolitik und zur Liberalisierung der algerischen Wirt-

schaft mit dem Ziel, das finanzielle Gesamtgleichgewicht wiederherzustellen, günstige wirtschaft-

liche Rahmenbedingungen für die Beschleunigung des Wachstums zu schaffen und den Wohlstand 

der algerischen Bevölkerung zu erhöhen. 
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ARTIKEL 81 

 

Um ein koordiniertes Vorgehen bei außerordentlichen gesamtwirtschaftlichen und finanziellen 

Problemen zu gewährleisten, die möglicherweise infolge der schrittweisen Durchführung dieses 

Abkommens auftreten, verfolgen die Vertragsparteien im Rahmen des in Titel V vorgesehenen 

regelmäßigen wirtschaftlichen Dialogs die Entwicklung der Handels- und Finanzbeziehungen 

zwischen der Gemeinschaft und Algerien mit besonderer Aufmerksamkeit. 

 

 

TITEL VIII 

 

ZUSAMMENARBEIT IM BEREICH JUSTIZ UND INNERES 

 

 

ARTIKEL 82 

Ausbau der Institutionen und des Rechtsstaates 

 

Bei ihrer Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres messen die Vertragsparteien dem Ausbau 

der Institutionen in den Bereichen Gesetzesvollzug und Rechtspflege besondere Bedeutung bei. 

Dies schließt die Festigung des Rechtsstaates ein. 

 

In diesem Rahmen sorgen die Vertragsparteien auch dafür, dass die Rechte der Staats-angehörigen 

der beiden Vertragsparteien im Gebiet der anderen Vertragspartei ohne jede Diskriminierung 

geachtet werden. 

 

Gegenstand dieses Artikels ist nicht die unterschiedliche Behandlung, die auf der Staatsangehörig-

keit beruht. 
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ARTIKEL 83 

Freizügigkeit 

 

Zur Erleichterung der Freizügigkeit zwischen den Vertragsparteien sorgen diese im Einklang mit 

den geltenden gemeinschaftsrechtlichen und innerstaatlichen Vorschriften für eine sorgfältige 

Anwendung und Bearbeitung der Förmlichkeiten für die Erteilung von Visa und kommen überein, 

im Rahmen ihrer Befugnisse zu prüfen, wie die Verfahren für die Erteilung von Visa für Personen 

vereinfacht und beschleunigt werden können, die an der Umsetzung dieses Abkommens beteiligt 

sind. Der Assoziationsausschuss überprüft regelmäßig die Anwendung dieses Artikels. 

 

 

ARTIKEL 84 

 

Zusammenarbeit bei der Verhütung und Kontrolle der illegalen Einwanderung; Rückübernahme 

 

(1)  Die Vertragsparteien bestätigen erneut die Bedeutung, die sie der Entwicklung einer für 

beide Seiten vorteilhaften Zusammenarbeit in Form eines Informationsaustauschs über die Ströme 

der illegalen Einwanderung beimessen, und beschließen, bei der Verhütung und Kontrolle der ille-

galen Einwanderung zusammenzuarbeiten. Zu diesem Zweck 

 

erklären sich Algerien einerseits und jeder Mitgliedstaat der Gemeinschaft andererseits bereit, 

seine Staatsangehörigen, die sich illegal im Gebiet der anderen Vertragspartei aufhalten, nach 

Abschluss der notwendigen Identifizierungsverfahren rückzuübernehmen; 

 

versehen Algerien und die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ihre Staats-angehörigen mit für 

diese Zwecke erforderlichen Ausweispapieren. 
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(2)  Zur Erleichterung der Freizügigkeit und des Aufenthalts ihrer Staatsangehörigen, die 

sich legal im Gebiet der anderen Vertragspartei aufhalten, kommen die Vertragsparteien überein, 

auf Ersuchen einer Vertragspartei Abkommen über die Bekämpfung der illegalen Einwanderung 

und Rückübernahmeabkommen auszuhandeln und zu schließen. In den Rückübernahmeabkommen 

wird auch die Rückübernahme Angehöriger von Drittstaaten geregelt, die auf direktem Wege aus 

dem Gebiet einer Vertragspartei eingereist sind, sofern dies von einer Vertragspartei für notwendig 

erachtet wird. Die Durchführungsbestimmungen zu diesen Abkommen werden gegebenenfalls von 

den Vertragsparteien in den Abkommen selbst oder in Durchführungsprotokollen zu diesen 

Abkommen festgelegt. 

 

(3)  Der Assoziationsrat prüft, welche weiteren gemeinsamen Anstrengungen zur Verhütung 

und Kontrolle der illegalen Einwanderung, einschließlich der Erkennung gefälschter Papiere, unter-

nommen werden können. 

 

 

ARTIKEL 85 

Zusammenarbeit im Bereich Recht und Justiz 

 

(1)  Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Zusammenarbeit im Bereich 

Recht und Justiz von wesentlicher Bedeutung ist und eine notwendige Ergänzung der Zusammen-

arbeit in den anderen in diesem Abkommen vorgesehenen Bereichen darstellt. 

 

(2)  Diese Zusammenarbeit kann gegebenenfalls die Aushandlung von Abkommen in diesen 

Bereichen umfassen. 

 

(3)  Die Zusammenarbeit der Zivilgerichte umfasst insbesondere 

 

den Ausbau der gegenseitigen Hilfe bei der Zusammenarbeit zur Beilegung von Rechtsstrei-

tigkeiten und in Zivil-, Handels- und Familiensachen; 
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einen Erfahrungsaustausch über die Geschäftsführung und die Verbesserung der Verwaltung 

der Zivilgerichte. 

 

(4)  Die Zusammenarbeit der Strafgerichte umfasst 

 

den Ausbau der bestehenden Verfahren für gegenseitige Hilfe und Auslieferung; 

 

die Intensivierung des Austauschs u.a. über die Praxis der Zusammenarbeit der Strafgerichte, 

den Schutz der persönlichen Rechte und Freiheiten, die Bekämpfung des organisierten 

Verbrechens und die Steigerung der Effizienz der Strafgerichte.  

 

(5)  Diese Zusammenarbeit umfasst insbesondere die Einrichtung spezieller 

Ausbildungslehrgänge. 

 

 

ARTIKEL 86 

Verhütung und Bekämpfung des organisierten Verbrechens 

 

(1)  Die Vertragsparteien kommen überein, bei der Verhütung und Bekämpfung des organi-

sierten Verbrechens insbesondere in folgenden Bereichen zusammenzuarbeiten: Menschenhandel, 

sexuelle Ausbeutung, illegaler Handel mit verbotenen oder nachgeahmten Waren oder unerlaubt 

hergestellten Vervielfältigungsstücken oder Nachbildungen, illegale Geschäfte insbesondere mit 

Industrieabfällen oder radioaktivem Material, Korruption, Handel mit gestohlenen Kraftfahrzeugen, 

Waffen- und Sprengstoffhandel, Computerkriminalität und Handel mit Kulturgütern. 

 

Die Vertragsparteien arbeiten eng zusammen, um geeignete Verfahren und Normen festzulegen. 
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(2)  Die technische und administrative Zusammenarbeit in diesem Bereich kann Ausbil-

dungsmaßnahmen und die Steigerung der Effizienz der Behörden und Strukturen umfassen, die für 

die Bekämpfung und Verhütung der Kriminalität und die Ausarbeitung von Maßnahmen zur Ver-

hütung von Straftaten zuständig sind. 

 

 

ARTIKEL 87 

Bekämpfung der Geldwäsche 

 

(1)  Die Vertragsparteien sind sich über die Notwendigkeit einig, alle Anstrengungen zu 

unternehmen und zusammenzuarbeiten, um zu verhindern, dass ihre Finanzsysteme zum Waschen 

von Erlösen aus Straftaten im Allgemeinen und aus dem illegalen Drogenhandel im Besonderen 

missbraucht werden. 

 

(2)  Die Zusammenarbeit in diesem Bereich umfasst insbesondere Amtshilfe und technische 

Hilfe mit dem Ziel, zur Bekämpfung der Geldwäsche geeignete Normen festzulegen und effizient 

anzuwenden, die den von der Gemeinschaft und den einschlägigen internationalen Gremien, insbe-

sondere der Financial Action Task Force (FATF), festgelegten Normen vergleichbar sind. 

 

(3)  Ziel der Zusammenarbeit ist 

 

a) die Ausbildung der Bediensteten der Stellen, die für die Verhütung, die Aufdeckung und die 

Bekämpfung der Geldwäsche zuständig sind, sowie der Richter und Staatsanwälte; 

 

b) eine geeignete Unterstützung bei der Gründung neuer und beim Ausbau bereits bestehender 

spezialisierter Einrichtungen. 
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ARTIKEL 88 

Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, geeignete Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung 

jeder Form und Äußerung von Diskriminierung aus Gründen der Rasse, der ethnischen Herkunft 

oder der Religion zu treffen, insbesondere in den Bereichen Bildung, Beschäftigung, Ausbildung 

und Wohnung. 

 

Zu diesem Zweck werden Informations- und Sensibilisierungsmaßnahmen ausgearbeitet. 

In diesem Rahmen sorgen die Vertragsparteien insbesondere dafür, dass Gerichts- und/oder 

Verwaltungsverfahren für jeden zugänglich sind, der sich durch eine solche Diskriminierung 

verletzt fühlt. 

 

Gegenstand dieses Artikels ist nicht die unterschiedliche Behandlung, die auf der Staatsangehörig-

keit beruht. 

 

 

ARTIKEL 89 

Bekämpfung von Drogen und Drogenabhängigkeit 

 

(1)  Ziel der Zusammenarbeit ist es, 

 

a) die Effizienz der Politik und der Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung des Anbaus, 

der Herstellung, des Angebots, des Missbrauchs und des illegalen Handels mit Betäubungs-

mitteln und psychotropen Substanzen zu steigern; 

 

b) den Missbrauch dieser Erzeugnisse zu verhindern. 

389 der Beilagen XXII. GP - Staatsvertrag - Vertragstext Deutsch (Normativer Teil)76 von 87



 
CE/DZ/de 77 

 

(2)  Die Vertragsparteien legen im Einklang mit ihren jeweiligen Rechtsvorschriften 

gemeinsam die zur Erreichung dieser Ziele geeigneten Strategien und Methoden der Zusammen-

arbeit fest. Maßnahmen, die nicht gemeinsam durchgeführt werden, sind Gegenstand von Konsulta-

tionen und enger Koordinierung. 

 

Beteiligen können sich an den Maßnahmen die zuständigen öffentlichen und privaten Stellen, inter-

nationale Organisationen in Zusammenarbeit mit der algerischen Regierung und die zuständigen 

Stellen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten. 

 

(3)  Die Zusammenarbeit findet insbesondere in folgenden Bereichen statt: 

 

a) Gründung und Ausbau von Sozial- und Gesundheitseinrichtungen und Informationszentren 

für die Behandlung und Rehabilitation Drogenabhängiger; 

 

b) Durchführung von Projekten in den Bereichen Prävention, Information, Ausbildung und epi-

demiologische Forschung; 

 

c) Festlegung geeigneter Normen zur Verhinderung der Abzweigung von Ausgangsstoffen und 

anderen bei der illegalen Herstellung von Betäubungsmitteln und psychotropen Substanzen 

verwendeten wesentlichen Substanzen, die den von der Gemeinschaft und den einschlägigen 

internationalen Gremien festgelegten Normen gleichwertig sind; 

 

d) Unterstützung bei der Gründung spezialisierter Stellen zur Bekämpfung des illegalen Drogen-

handels. 

 

(4)  Die beiden Vertragsparteien fördern die regionale und die subregionale Zusammen-

arbeit. 
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ARTIKEL 90 

Bekämpfung des Terrorismus 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, unter Einhaltung der internationalen Übereinkünfte, an 

denen sie als Vertragsparteien beteiligt sind, und ihrer jeweiligen Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften bei der Verhütung und Ahndung terroristischer Handlungen zusammenzuarbeiten 

 

im Rahmen der vollständigen Umsetzung der Resolution 1373(2001) des Sicherheitsrates und 

der anderen einschlägigen Resolutionen; 

 

durch einen Informationsaustausch über terroristische Gruppen und die sie unterstützenden 

Netze im Einklang mit dem Völkerrecht und dem innerstaatlichen Recht; 

 

durch einen Informationsaustausch über Mittel und Methoden zur Bekämpfung des Terroris-

mus sowie im technischen und im Ausbildungsbereich. 

 

 

ARTIKEL 91 

Bekämpfung der Korruption 

 

(1)  Die Vertragsparteien kommen überein, auf der Grundlage der bestehenden einschlägi-

gen völkerrechtlichen Übereinkünfte bei der Bekämpfung der Korruption im internationalen Handel 

zusammenzuarbeiten und zu diesem Zweck 

 

effiziente und konkrete Maßnahmen gegen jede Form von Korruption, Schmiergeldern und 

illegalen Praktiken jeder Art im internationalen Handel zu treffen, die von natürlichen oder 

juristischen Personen begangen werden; 
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einander Hilfe bei Ermittlungsverfahren in Strafsachen wegen Korruption zu leisten. 

 

(2)  Die Zusammenarbeit umfasst ferner technische Hilfe bei der Ausbildung der für die 

Verhütung und Bekämpfung der Korruption zuständigen Beamten, Richter und Staatsanwälte und 

die Unterstützung von Initiativen zur Organisierung der Bekämpfung dieser Form der Kriminalität. 

 

 

TITEL IX 

 

INSTITUTIONELLE, ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL 92 

 

Es wird ein Assoziationsrat eingesetzt, der auf Veranlassung seines Vorsitzenden und nach Maß-

gabe seiner Geschäftsordnung nach Möglichkeit einmal jährlich auf Ministerebene zusammentritt. 

 

Er prüft alle wichtigen Fragen, die sich aus diesem Abkommen ergeben, und alle sonstigen bilate-

ralen oder internationalen Fragen von beiderseitigem Interesse. 

 

 

ARTIKEL 93 

 

(1)  Der Assoziationsrat setzt sich aus Mitgliedern des Rates der Europäischen Union und 

Mitgliedern der Kommission der Europäischen Gemeinschaften einerseits und Mitgliedern der 

algerischen Regierung andererseits zusammen. 
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(2)  Die Mitglieder des Assoziationsrates können sich nach Maßgabe seiner Geschäftsord-

nung vertreten lassen. 

 

(3)  Der Assoziationsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

(4)  Der Vorsitz im Assoziationsrat wird nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung abwech-

selnd von einem Mitglied des Rates der Europäischen Union und einem Mitglied der algerischen 

Regierung geführt. 

 

 

ARTIKEL 94 

 

Zur Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens ist der Assoziationsrat in den darin vorgesehenen 

Fällen befugt, Beschlüsse zu fassen. 

 

Die Beschlüsse sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die für die Umsetzung der 

Beschlüsse erforderlichen Maßnahmen. Der Assoziationsrat kann auch geeignete Empfehlungen 

aussprechen. 

 

Die Beschlüsse und Empfehlungen des Assoziationsrates werden von den Vertragsparteien einver-

nehmlich ausgearbeitet. 

 

 

ARTIKEL 95 

 

(1)  Es wird ein Assoziationsausschuss eingesetzt, der vorbehaltlich der Befugnisse des 

Assoziationsrates für die Durchführung dieses Abkommens zuständig ist. 
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(2)  Der Assoziationsrat kann seine Befugnisse ganz oder teilweise dem Assoziationsaus-

schuss übertragen. 

 

 

ARTIKEL 96 

 

(1)  Der Assoziationsausschuss tritt auf Beamtenebene zusammen und setzt sich aus Ver-

tretern der Mitglieder des Rates der Europäischen Union und der Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften einerseits und Vertretern der algerischen Regierung andererseits zusammen. 

 

(2)  Der Assoziationsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

(3)  Der Assoziationsausschuss tritt in der Gemeinschaft oder in Algerien zusammen. 

 

 

ARTIKEL 97 

 

Der Assoziationsausschuss ist befugt, für die Verwaltung dieses Abkommens sowie in den Berei-

chen, in denen der Assoziationsrat ihm seine Befugnisse übertragen hat, Beschlüsse zu fassen. 

 

Die Beschlüsse des Assoziationsausschusses werden von den Vertragsparteien einvernehmlich aus-

gearbeitet und sind für die Vertragsparteien verbindlich; diese treffen die für die Umsetzung der 

Beschlüsse erforderlichen Maßnahmen. 
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ARTIKEL 98 

 

Der Assoziationsrat kann die für die Durchführung dieses Abkommens erforderlichen Arbeits-

gruppen oder sonstigen Gremien einsetzen. 

 

 

ARTIKEL 99 

 

Der Assoziationsrat trifft geeignete Maßnahmen, um die Zusammenarbeit und die Kontakte 

zwischen dem Europäischen Parlament und den parlamentarischen Einrichtungen Algeriens sowie 

zwischen dem Wirtschafts- und Sozialausschuss der Gemeinschaft und seinem algerischen Pendant 

zu erleichtern. 

 

 

ARTIKEL 100 

 

(1)  Jede Vertragspartei kann den Assoziationsrat mit Streitigkeiten über die Anwendung 

oder Auslegung dieses Abkommens befassen. 

 

(2)  Der Assoziationsrat kann die Streitigkeit durch Beschluss beilegen. 

 

(3)  Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die für die Durchführung des in Absatz 2 

genannten Beschlusses erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

 

(4)  Kann die Streitigkeit nicht nach Absatz 2 beigelegt werden, so kann die eine Vertrags-

partei der anderen notifizieren, dass sie einen Schiedsrichter bestellt hat; die andere Vertragspartei 

ist dann verpflichtet, innerhalb von zwei Monaten einen zweiten Schiedsrichter zu bestellen. Für die 

Anwendung dieses Verfahrens gelten die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten als eine Streitpartei. 
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Der Assoziationsrat bestellt einen dritten Schiedsrichter. 

 

Der Schiedsspruch ergeht mit Stimmenmehrheit. 

 

Die Streitparteien sind verpflichtet, die für die Durchführung des Schiedsspruchs erforderlichen 

Maßnahmen zu treffen. 

 

 

ARTIKEL 101 

 

Dieses Abkommen hindert eine Vertragspartei nicht daran, die Maßnahmen zu treffen, 

 

a) die sie für notwendig erachtet, um eine Weitergabe von Informationen zu verhindern, die 

ihren wesentlichen Sicherheitsinteressen widersprechen würde; 

 

b) die die Herstellung von oder den Handel mit Waffen, Munition und Kriegsmaterial oder eine 

für Verteidigungszwecke unentbehrliche Forschung, Entwicklung oder Produktion betreffen; 

diese Maßnahmen dürfen die Wettbewerbsbedingungen für nicht eigens für militärische 

Zwecke bestimmte Waren nicht beeinträchtigen; 

 

c) die sie zur Wahrung ihrer Sicherheitsinteressen im Falle einer ernsten innerstaatlichen Stö-

rung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, im Kriegsfall, bei einer ernsten, eine Kriegs-

gefahr darstellenden internationalen Spannung oder in Erfüllung der von ihr übernommenen 

Verpflichtungen zur Wahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit für notwendig 

erachtet. 
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ARTIKEL 102 

 

In den unter dieses Abkommen fallenden Bereichen und unbeschadet der darin enthaltenen beson-

deren Bestimmungen 

 

dürfen die von Algerien gegenüber der Gemeinschaft angewandten Regelungen keine Dis-

kriminierung zwischen den Mitgliedstaaten, deren Staatsangehörigen oder deren Gesellschaf-

ten oder sonstigen Unternehmen bewirken; 

 

dürfen die von der Gemeinschaft gegenüber Algerien angewandten Regelungen keine Dis-

kriminierung von Staatsangehörigen oder Gesellschaften oder sonstigen Unternehmen 

Algeriens bewirken. 

 

 

ARTIKEL 103 

 

Dieses Abkommen bewirkt nicht, dass 

 

die Steuervorteile ausgedehnt werden, die eine Vertragspartei im Rahmen einer für sie ver-

bindlichen internationalen Übereinkunft gewährt; 

 

eine Vertragspartei daran gehindert ist, Maßnahmen zu treffen oder durchzusetzen, mit denen 

die Steuerhinterziehung oder -umgehung verhindert werden soll; 

 

eine Vertragspartei daran gehindert ist, ihre einschlägigen Steuervorschriften auf Steuer-

pflichtige anzuwenden, die sich insbesondere hinsichtlich ihres Wohnsitzes nicht in einer 

gleichartigen Lage befinden. 
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ARTIKEL 104 

 

(1)  Die Vertragsparteien treffen die allgemeinen oder besonderen Maßnahmen, die für die 

Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Abkommen erforderlich sind. Sie sorgen dafür, dass die 

Ziele des Abkommens verwirklicht werden. 

 

(2)  Ist die eine Vertragspartei der Auffassung, dass die andere eine Verpflichtung aus dem 

Abkommen nicht erfüllt hat, so kann sie geeignete Maßnahmen treffen. Abgesehen von besonders 

dringenden Fällen unterbreitet sie dem Assoziationsrat vor Ergreifen dieser Maßnahmen alle 

zweckdienlichen Informationen für eine gründliche Prüfung der Lage, um eine für die Vertrags-

parteien annehmbare Lösung zu ermöglichen. 

 

Bei der Wahl der Maßnahmen ist den Maßnahmen der Vorrang zu geben, die das Funktionieren des 

Abkommens am wenigsten behindern. Diese Maßnahmen werden unverzüglich dem Assoziations-

rat notifiziert und sind auf Ersuchen der anderen Vertragspartei Gegenstand von Konsultationen im 

Assoziationsrat. 

 

 

ARTIKEL 105 

 

Die Protokolle Nrn. 1 bis 7 und die Anhänge 1 bis 6 sind Bestandteil dieses Abkommens.  

 

 

ARTIKEL 106 

 

"Vertragsparteien" sind für die Zwecke dieses Abkommens die Gemeinschaft oder ihre Mitglied-

staaten oder die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer Befugnisse einerseits und 

Algerien andererseits. 
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ARTIKEL 107 

 

Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. 

 

Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch Notifizierung an die andere Vertragspartei kün-

digen. Dieses Abkommen tritt sechs Monate nach dem Tag dieser Notifizierung außer Kraft. 

 

 

ARTIKEL 108 

 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur Gründung der Europäischen 

Gemeinschaft angewendet wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das Gebiet 

Algeriens andererseits. 

 

 

ARTIKEL 109 

 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deutscher, englischer, finnischer, französi-

scher, griechischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer, schwedischer, spanischer und 

arabischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

 

 

ARTIKEL 110 

 

(1)  Das Abkommen wird von den Vertragsparteien nach ihren eigenen Verfahren geneh-

migt. 
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Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem die Ver-

tragsparteien einander den Abschluss der in Unterabsatz 1 genannten Verfahren notifiziert haben. 

 

(2)  Dieses Abkommen ersetzt mit seinem Inkrafttreten das Kooperationsabkommen 

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Demokratischen Volksrepublik 

Algerien sowie das Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 

Kohle und Stahl und der Demokratischen Volksrepublik Algerien, die am 26. April 1976 in Brüssel 

unterzeichnet wurden. 
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